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FriEDRICH HUBERT ESSER

Inklusion im Diskurs

Eine der vornehmsten Tatigkeiten in der Wissenschaft ist die vorurteilsfreie, systematische, er-
gebnisorientierte Untersuchung einer Substanz oder eines Themas. Ob es sich etwa, wie in der
Biochemie, um DNA-Sequenzen handelt oder, wie es in der Germanistik sein kann, um die Rolle
des Kiinstlers bei Thomas Mann: Stets stellt die Analyse, also die mitunter durchaus wortliche
Zerlegung eines Phdnomens in seine Bestandteile, den ersten Schritt dar, um aus dem Unbe-
kannten etwas Bekanntes zu machen. Und stets vergroRert die anschlief3ende Verbindung der
neuen Erkenntnis mit anderen Resultaten den schon erreichten Fortschritt. Mithin ist die Syn-
these oft weniger das Gegenteil der Analyse als deren Multiplikator. Wie sehr all dies auch fiir
einen Gegenstand in der beruflichen Bildung gilt, ist in jlingerer Zeit einmal mehr im BIBB nach-
haltig deutlich geworden. Dabei ging es um Inklusion.

Das vorliegende Wissenschaftliche Diskussionspapier iiber das hochaktuelle und gesellschaft-
lich eminent relevante Thema Inklusion ist ndmlich eine Synthese zweier ausgreifender Ana-
lysen, die im Rahmen einer abteilungsiibergreifenden Arbeitsgruppe des Hauses diskutiert
wurden. Und es ist in seiner Art besonders: Orientiert an fiinf Kernfragen, bleiben die zwei Sicht-
weisen auf die Materie — die Perspektive der Beruflichen Benachteiligtenférderung und die Per-
spektive der Beruflichen Bildung behinderter Menschen — bis ins Detail erkennbar. Dies driickt
die Uberzeugung aus, dass beide Ansitze gleichwertig, aber unterschiedlich sind. Es macht fiir
alle Leser/-innen die Facetten der Herangehensweisen schnell und bequem identifizierbar. Und
dies stellt, indem es nicht verwischt oder gleichmacht, selbst eine Inklusion dar, die eine der
Starken des BIBB exemplarisch demonstriert — die Vielfalt in der Einheit. So ist ein aufschlussrei-
cher Leitfaden, ein praxisorientierter Ideenkatalog entstanden, der die Inklusionsdiskussion in
der beruflichen Bildung geordnet, faktengeleitet und spiirbar anleiten soll, ohne doktrinir zu
sein.

Nach einer Standortbestimmung verbindet der Text eine Bestandsaufnahme mit konkreten
Vorstellungen dariiber, wie Inklusion in Zukunft in der beruflichen Bildung umgesetzt werden
kann. Das Quintett der Fragen lautet: Wie ist eine inklusive Aus- und Weiterbildung zu gestal-
ten? Wie ist das Personal demzufolge zu qualifizieren? Welche Unterstiitzungsinstrumente und
-strukturen gibt es bereits, welche weiteren sind erforderlich? Und last but not least: Was kann
Deutschland von anderen Landern lernen? Die Antworten zeigen Absatz fiir Absatz, dass zwar
schon sehr viel erreicht ist, gleichwohl noch eine betréachtliche Strecke zuriickzulegen ist, bis Un-
terschiedlichkeit nicht nur als Chance erkannt, sondern auch umfassend gelebt wird. Dabei wird
die Vereinbarkeit der Anséatze evident und plastisch.

Beispiele dafiir durchziehen das Diskussionspapier. Wenn es aus der Warte der Beruflichen
Benachteiligtenforderung besonders wichtig ist, dass (Bildungs-)Institutionen gemeinsam und
koordiniert handeln, und es aus der Sicht der Beruflichen Bildung behinderter Menschen sehr
darauf ankommt, dass Betriebe bereit und fahig sind, behinderte Menschen auszubilden; oder
wenn der Blick durch die eine Brille diverse Modellversuche prominent beriicksichtigt, um Lo-
sungen fiir die Berufsbildungspraxis zu finden, und der Blick durch die andere Brille ins Auge
fallen lasst, dass sinnesbehinderte Menschen andere Unterstiitzungsbedarfe haben als zum Bei-
spiel lernbehinderte Jugendliche: Dann ist immer die Gemeinsamkeit mitgedacht, dass Inklu-
sion gesellschaftliche Teilhabe gelingen lassen und zur Selbstbestimmtheit fiihren soll und dass
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sie nicht nur das zu inkludierende Individuum in den Mittelpunkt riickt, sondern auch den Ein-
zelnen voraussetzt, der sich 6ffnet: Denn Inklusion beginnt im Kopf.

Ich danke allen, die bei der Entstehung, Fortentwicklung und der finalen Abstimmung des
Diskussionspapiers beteiligt waren, insbesondere Frau Dr. Bylinski und Frau Vollmer fiir die
Ausarbeitung und Darlegung unterschiedlicher Zugdnge zum Thema. Den Leserinnen und Le-
sern wiinsche ich viele Impulse fiir eine zielfiihrende Diskussion zur Entwicklung einer inklusi-
veren beruflichen Bildung.

Prof. Dr. Friedrich Hubert Esser
Président des Bundesinstituts fiir Berufsbildung (BIBB)
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URSULA BYLINSKI

Vielfalt als Ressource und Chance fir
gemeinsames Lernen und Entwicklung

1 Positionsbestimmung
1.1 Rechtlicher Rahmen als Ausgangspunkt fiir eine inklusive Berufsbildung

Inklusion zielt auf gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen, unabhéingig von ihren individuel-
len Dispositionen (DEuTscHE UNESCO-KommissioN E.V. 2009) und betont den im Grundgesetz
(insbesondere Art. 3 GG) postulierten Gleichbehandlungsgrundsatz.

Mit der UN-Konvention iiber die ,,Rechte von Menschen mit Behinderungen“ — die fiir Deutsch-
land 2009 in Kraft trat — ist das Thema Inklusion sowohl bildungspolitisch als auch fachwissen-
schaftlich in den Fokus geriickt. In Artikel 24 sind das Recht auf Bildung und die Sicherstellung
eines gleichberechtigten Zugangs zur Berufsausbildung enthalten. ,Um dieses Recht ohne Diskri-
minierung und auf Grundlage der Chancengleichheit zu verwirklichen, gewéhrleisten die Ver-
tragsstaaten ein integratives Bildungssystem auf allen Ebenen (...)“ (Bundesgesetzblatt Teil 2,
Nr. 35, veroffentlicht am 31.12.2008). Das Recht auf Arbeit und Beschdftigung von Menschen mit
Behinderung ist in Artikel 27 festgeschrieben.

Grundlegend fiir die duale Berufsausbildung sind Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Hand-
werksordnung (HwO). Die Berufsausbildung behinderter Menschen ist im Berufsbildungsgesetz
(8864-67 BBIG) fest verankert und dariiber hinaus im Sozialgesetzbuch III (Teilhabe am Ar-
beitsleben, § 112 SGB III) festgehalten. Geméal §2 SGB IX wird von behinderten Menschen ge-
sprochen, ,wenn ihre korperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder seelische Gesundheit mit ho-
her Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate von dem fiir das Lebensalter typischen Zustand
abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintrachtigt ist“.

Festgeschrieben ist im BBiG, dass behinderte Menschen in anerkannten Ausbildungsberufen
ausgebildet werden sollen (§ 64 BBiG bzw. § 42k HwO). Gleichzeitig ist die Moglichkeit eines so-
genannten Nachteilsausgleichs (§ 65 BBiG bzw. § 421 HwO) gegeben, der sich bspw. auf die zeit-
liche und sachliche Gliederung der Ausbildung oder auf die Inanspruchnahme von Hilfsmitteln
und Hilfeleistungen bezieht. Dariiber hinaus besteht die Méglichkeit zur beruflichen Qualifizie-
rung behinderter Menschen nach speziellen Ausbildungsregelungen (§66 BBiG bzw. §42m
HwO) durch die zustidndigen Stellen. In diesen theoriegeminderten (Sonder-)Ausbildungsgén-
gen fiir ,Fachpraktiker/-innen“ werden iiberwiegend lernbehinderte Jugendliche ausgebildet,
die selten als schwerbehindert erfasst sind (vgl. BIBB 2013). Meist werden diese Ausbildungen
von den Berufsbildungswerken angeboten und nur ein geringer Anteil in Betrieben durchge-
fiihrt. Eine diagnostische Entscheidung fiir die Aufnahme in eine entsprechende Ausbildung
trifft die Reha-Beratung der Bundesagentur fiir Arbeit (BA) auf Basis eines Gutachtens des Psy-
chologischen Dienstes.

Regelungen zur Berufsausbildung ,forderungsbediirftiger junger Menschen“ (§ 78 SGB III) —
hierunter werden lernbeeintrachtigte und sozial benachteiligte junge Menschen gefasst — finden
sich nicht im Berufsbildungsgesetz, sondern ausschliellich in den Sozialgesetzbiichern, insbe-
sondere im SGB III (Forderung der Berufsausbildung), aber auch im SGB II (berufliche Einglie-
derung) und im SGB VIII (Jugendsozialarbeit).

Das Berufsbildungsgesetz nimmt diese Zielgruppe ausschliel3lich fiir die Berufsausbildungs-
vorbereitung (§ 68 BBiG) auf und beschreibt die Teilnehmenden in Absatz 1 als: ,,(...) Personen,
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deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
noch nicht erwarten lasst“. Eine umfangreiche sozialpddagogische Betreuung und Unterstiit-
zung ist vorgesehen (ebd.).

Das UNESCO-Programm formuliert ,,Bildung fiir alle“ (DEuTscHE UNESCO-KOMMISSION E. V.
2009) als universellen Anspruch: Allen Jugendlichen und Erwachsenen sollen Lerngelegenhei-
ten gegeben werden, unabhingig von Geschlecht, sozialen und 6konomischen Voraussetzun-
gen. Angestrebt sind inklusive Bildungssysteme, in denen Vielfalt als Chance gesehen und als
Ressource genutzt wird. In der Bonner Erklarung, die beim UNESCO-Gipfel , Inklusion — die Zu-
kunft der Bildung“ von den Teilnehmenden zur inklusiven Bildung in Deutschland verabschie-
det wurde, heif3t es: ,Inklusive Bildung erfordert flexible Bildungsangebote, dementsprechende
strukturelle und inhaltliche Anpassungen und individuell angemessene Vorkehrungen in der
friihkindlichen Bildung, dem Schulwesen, der beruflichen Bildung, dem Hochschulwesen, der
Erwachsenenbildung sowie weiteren fiir das Bildungswesen relevanten Einrichtungen. Individu-
elle Forderung und Lernen in heterogenen Gruppen sind die Grundlage fiir eine inklusive Ent-
wicklung® (DEuTscHE UNESCO-KomMissIOoN E. V. 2014, S.1).

Abbildung1
Rechtlicher Rahmen — Ausgangssituation fiir eine inklusive Berufsbildung

«Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und
Grundgesetz Herkunft, seines Glaubens, seiner religiésen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden® (Art. 3 Abs. 3 GG).

UN-Konvention iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen:
UN-Konvention Artikel 24: Recht auf Bildung und einen gleichberechtigten Zugang zur Berufsausbildung
Artikel 27: Recht auf Arbeit und Beschaftigung

Berufsbildungs- Kapitel 4: Berufsausbildung besonderer Personengruppen;
gesetz (BBiG) Abschnitt 1: Berufsausbildung behinderter Menschen (§§ 64-67 BBiG)

Sozialgesetz-

biicher (SGB) SGB Il SGB I SGB VIl SGB IX

Inklusion im Bildungsbereich bedeutet, dass allen Menschen die gleichen Moglichkeiten offenstehen, an qualitativ
UNESCO-Leitlinien hochwertiger Bildung teilzuhaben und ihre Potenziale entwickeln zu kdnnen, unabhdngig von besonderen
Lernbediirfnissen, Geschlecht, sozialen und dkonomischen Voraussetzungen (Dt. UNESCO-KoMMISSION e.V. 2009).

1.2 Behinderte und benachteiligte (junge) Menschen in der beruflichen Bildung

Die seit Ende der 1960er-Jahre entstandene differenzierte — allerdings auch separierende — For-
derlandschaft im Bereich der Berufsausbildungsvorbereitung und (auf3erbetrieblichen) Berufs-
ausbildung hat von Beginn an sowohl behinderte als auch benachteiligte junge Menschen aufge-
nommen. Obwohl eine Zuordnung zu den Merkmalen Behinderung und Benachteiligung eine
notwendige Eingangsvoraussetzung darstellt, um in eine entsprechende, offentlich geforderte
Mafnahme aufgenommen zu werden, zeigt sich eine heterogene Zusammensetzung der Lern-
gruppen. Verfolgt man die Zahlen zur Ersteingliederung von Schiilerinnen und Schiilern mit son-
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derpddagogischem Forderbedarf, so fallt auf, dass nur ein relativ kleiner Teil von ihnen nach der
Forderschule eine regulédre Berufsausbildung aufnimmt (NieHAUs/KauL 2012, S.52). Da bundes-
weit 76,3 Prozent dieser Personengruppe iiber keinen Hauptschulabschluss verfiigen (KLEMM
2010, S.45), miinden viele Jugendliche in eine MaRnahme des Ubergangsbereichs ein, sowohl
in rehabilitationsspezifische Forderungen als auch in Bildungsangebote fiir benachteiligte Ju-
gendliche (N1EHAUS/KAUL 2012, S.53). Bosanowski (2012, S. 7) sieht die Grenzen hier flieRend
und konstatiert: ,Behinderten- und Benachteiligtenbereich werden allerdings bis heute nicht zu-
sammen gedacht, sondern sortieren sich vollig disparat nach unterschiedlichen Gesetzessyste-
matiken und Forderlogiken.“

Hinzu kommen strukturelle Faktoren: 2011 lag der Anteil der Neuabschliisse nach Ausbil-
dungsregelungen fiir behinderte Menschen nach §66 BBiG bzw. §42m HwO an allen Neuab-
schliissen bei 2,1 Prozent (GERICKE/FLEMMING 2013, S.7)." Markant ist, dass in Ostdeutschland
der Anteil mit 4,4 Prozent hoher liegt als in Westdeutschland (1,7 %) (vgl. ebd.) und Hochst-
werte 2005 erreicht wurden, als in Ostdeutschland eine ausgesprochen angespannte Ausbil-
dungsmarktsituation bestand. Dies lasst vermuten, dass moglicherweise nicht alle Auszubilden-
den, die in Berufen fiir behinderte Menschen ausgebildet werden, tatséchlich eine Behinderung
aufweisen (vgl. ebd., S.8). Auch die hoheren Vertragsauflosungen in den Berufen fiir Menschen
mit Behinderungen im Vergleich zu den anerkannten Ausbildungsberufen, seit 2004 mit deut-
lich steigender Tendenz (vgl. AUTORENGRUPPE BILDUNGSBERICHTERSTATTUNG 2014, S.183), und
ihre nicht nachgewiesene Arbeitsmarktverwertbarkeit stellen diese (Sonder-)Ausbildungsberufe
zunehmend auf den ,Priifstand“ (bspw. AUTORENGRUPPE BILDUNGSBERICHTERSTATTUNG 2014;
EULER/SEVERING 2014).

Die berufliche Rehabilitation verwendet fiinf Behindertenkategorien zur Einteilung der Teil-
nehmenden (SEyp/ScHuLz 2012, Anlage, S.5): Lernbehinderung, Kérperbehinderung, Sinnes-
behinderung, psychische Behinderung und Mehrfachbehinderung. Nach KanTer (1977, S.106)
werden Personen als lernbehindert betrachtet, wenn sie ,schwerwiegend, umféanglich und
langdauernd in ihrem Lernen beeintrachtigt sind und dadurch deutlich normabweichende Leis-
tungs- und Verhaltensformen aufweisen“. Benachteiligte junge Menschen werden mit ,Berufs-
startschwierigkeiten“ gekennzeichnet; ihnen werden individuelle, soziale und strukturelle Be-
nachteiligungen zugeschrieben. Risikofaktoren sind empirisch belegt (bspw. BeicHT/ULRICH
2008), und Personengruppen konnen identifiziert werden, ,,die nach Malsgabe der bestehenden
Zugangsregelungen eine geringe Chance haben, sich erfolgreich um eine duale Berufsausbil-
dung zu bewerben, weil sie nicht iiber jene personalen, sozialen und organisatorischen Ressourcen
verfiigen, um sich einen Zugang in eine Berufsausbildungsstelle zu erschlie3en“ (ULricH 2011,
S.6).

D.h., die Begriffe Lernbehinderung und Lernbeeintrdchtigung verweisen auf eine normative
Setzung und eine Abhingigkeit zu strukturellen Faktoren (BucHMANN/BYLINSKI 2013). Im son-
derpddagogischen Diskurs wird Lernbehinderung nicht mehr als ein feststehendes, defizitdres
Personlichkeitsmerkmal, sondern als eine normabhéngige, relative sowie relationale Bestim-
mungsgroRe betrachtet, die an den kulturellen Kontext gebunden ist. Eine ,Pddagogik bei Be-
hinderung und Benachteiligung“ geht von gesellschaftlich relevanten (Handlungs-)Situationen
aus und stellt die soziale Dimension in den Vordergrund. Daraus ergibt sich, die unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Barrieren in den Blick zu nehmen, die Personen in Behinderungs- und

' An dieser Stelle sei vermerkt, dass die Berufsbildungsstatistik keine Informationen zum Merkmal ,,Behinde-
rung" erhebt, da §88 BBiG als Rechtsgrundlage zur Erhebung der Daten dieses personenbezogene Merkmal nicht
im Gesetzestext auffiihrt (vgl. GERICKE/FLEMMING 2013, S.2). Insofern ldsst sich die Situation behinderter Men-
schen in den statistischen Erhebungen zur dualen Berufsausbildung nach BBiG/HwO folglich nicht entsprechend
darstellen.
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Benachteiligungssituationen bringen und an der gesellschaftlichen Partizipation hindern (LinD-
MEIER/LINDMEIER 2012).

Abbildung2
Behinderung und Benachteiligung als soziale Kategorie

Behinderte junge Menschen Benachteiligte junge Menschen
mit ,sonderpddagogischem Forderbedarf": mit ,Berufsstartschwierigkeiten":
» Rehabilitanden, » Individuelle, soziale und strukturelle Benachteiligungs-
» definiert nach Behindertenkategorien merkmale (BIBB-HAUPTAUSSCHUSS 2007),
> lernbehinderung > die als Risikofaktoren definiert werden (BEICHT/UIRICH
> Korperbehinderung 2008) und
» Sinnesbehinderung » Personengruppen betreffen, die aufgrund eingeschrank-
» psychische Behinderung ter personaler, sozialer und organisationaler Ressourcen
» Mehrfachbehinderung (SEYD/SCHULZ 2012) geringere Chancen auf die Einmindung in eine Berufs-

ausbildung haben (ULRICH 2011)

Lernbehinderung Lernbeeintrachtigung

1.3 Beseitigung von Exklusionsrisiken und Entwicklung von Inklusionsstrategien

Im UNESCO-Programm heil3t es, dass inklusive Bildung nicht in Isolation weiterentwickelt wer-
den kann, sondern Teil einer allgemeinen padagogischen und bildungspolitischen Strategie sein
muss.

Die Erkenntnisse sowohl der Nationalen Bildungsberichterstattungen (seit 2006) als auch der
Berufsbildungsberichte (siehe dazu den BIBB-Datenreport der letzten Jahre) stehen einer inklu-
siven Berufsbildung entgegen — erhebliche Exklusionsrisiken werden aufgezeigt.

Soziale Selektionsprozesse finden an allen Ubergingen unseres Bildungssystems statt. Am
Ubergang von der Schule in eine Berufsausbildung sind diese in Deutschland besonders ausge-
pragt: nach schulischer Vorbildung, nach Geschlecht, nach Migrationshintergrund bzw. Staats-
angehorigkeit und Region (vgl. AUTORENGRUPPE BILDUNGSBERICHTERSTATTUNG 2012, S.103,
AUTORENGRUPPE BILDUNGSBERICHTERSTATTUNG 2014).

Erhebliche Exklusionsrisiken zeigen sich bspw. an folgenden Aspekten:

» Lt. Integrierter Ausbildungsberichterstattung wurden 2013 immer noch 257.626 Jugendli-
che registriert, die nach der allgemeinbildenden Schule eine Mafnahme im Ubergangsbe-
reich (BIBB 2014, S.10) absolvierten, obwohl sie damit keinen berufsqualifizierenden Ab-
schluss erreichen konnten.

» Wiéhrend 2012 ca. die Hélfte der Bewerber/-innen ohne Migrationshintergrund (48 %) in
eine betriebliche Ausbildung eingemiindet sind, sind es bei den Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund nur 29 Prozent (vgl. ebd. S.186).

» Die Anzahl der Ausbildungsvertragslosungen lag 2012 bundesweit bei 24,4 Prozent (vgl.
ebd. S.9); im Vergleich zu 2010 ist dies ein leichter Anstieg (23 %) (BIBB 2013, S.9).

» Obwohl in den letzten Jahren ein leichter Riickgang der Ungelerntenquote junger Erwachse-
ner (20-34-Jahrige) zu verzeichnen ist, liegt ihr Anteil 2011 immer noch bei 13,5 Prozent
(BIBB 2014, S.10).

Im Fachdiskurs einer inklusiven Berufsbildung wird auf notwendige System- und Strukturveran-
derungen hingewiesen und die Anerkennung der Verschiedenartigkeit und die Wertschiatzung
von Differenz diskutiert (siehe bspw. BERUFSBILDUNG, Heft 137, 2012 und BERUFSBILDUNG IN
WissSENSCHAFT UND Praxis Heft2/2011 und Heft2/2015). Im Kontext der Etablierung von Bil-
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dungsketten und des Aufbaus eines regionalen Ubergangsmanagements (RUM) wird das Ziel he-
rausgestellt, allen (jungen) Menschen optionsreiche Wege in eine anerkannte Berufsausbildung
und in die Arbeitswelt zu er6ffnen — erst damit scheint es moglich, gesellschaftliche Teilhabe zu
erreichen sowie Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit herzustellen — und alle vorhande-
nen Bildungsreserven auszuschopfen. Deshalb gilt es, Exklusionsrisiken in den Blick zu nehmen
und Inklusionsstrategien zu entwickeln.

Abbildung 3
Exklusionsrisiken in der beruflichen Bildung

Berufsaus- duale

bildungs- Berufsaus- berufliche berufliche

Berufs-
orientierung

vorbereitung bildung Fortbildung Umschulung

Soziale Selektionsprozesse sind fiir den Ubergang aus der 13,5% einer Alterskohorte
allgemeinbildenden Schule in die Berufsausbildung in (20-29 Jahre) blieben 2011
Deutschland besonders stark ausgepragt: ohne beruflichen Abschluss
- sowohl nach schulischer Vorbildung als auch nach (BIBB-DATENREPORT 201L)

Geschlecht, nach Migrationshintergrund und Region
(AUTORENGRUPPE BILDUNGSBERICHTERSTATTUNG 2012)

28,9 % der Absolventinnen
Nur ein relativ kleiner Teil der Forderschiiler/-innen und Absolventen einer dualen
beginnt eine reguldre Berufsausbildung (NIEHAUS/KAUL 2012) Ausbildung sind im Anschluss
arbeitslos (BIBB-DATENREPORT 2013)

2.576.266 Jugendliche begannen

2013 eine MaRnahme im 2012 wurden 24,4 % der
iibergangsbereich, obwohl sie Ausbildungsvertrage
damit keinen berufsqualifizierenden vorzeitig geldst
Abschluss erwerben kdnnen (BIBB-DATENREPORT 2014)

(BIBB-DATENREPORT 201%4)

2 Bearbeitung der Fragestellungen
2.1 Gestaltung einer zukunftsorientierten und modernen Aus- und Weiterbildung

Mit der Reform des Berufsbildungsgesetzes im Jahre 2005 wurde das Leitbild der beruflichen
Handlungsfahigkeit als Ziel der Berufsausbildung gesetzlich festgeschrieben. Die Umsetzung er-
folgt in den Segmenten: Berufsausbildungsvorbereitung, duale Berufsausbildung sowie berufliche
Fortbildung und Umschulung. In der Berufsbildungspraxis werden Berufsausbildungsvorberei-
tung und Berufsausbildung in unterschiedlicher Form und an verschiedenen Lernorten durchge-
fithrt: schulisch (Lernort: Berufsschule), auflerbetrieblich (Lernort: Ausbildungswerkstitten,
meist bei Bildungstrdgern oder in Berufsbildungswerken) und betrieblich (Lernort: Ausbil-
dungsbetrieb).

» Weiterentwicklung grundlegender Strukturelemente beruflicher Bildung

Ziel einer inklusiven Berufsbildung ist eine am Individuum orientierte Ausgestaltung von Bil-
dungswegen. Allen (jungen) Menschen sollen entsprechend Zugénge in eine anerkannte Berufs-
ausbildung und in die Arbeitswelt er6ffnet werden. Inklusion beinhaltet damit eine konsequente
Orientierung am Individuum, d. h. Bildungs-, Unterstiitzungs- und Férderangebote sind vom In-
dividuum ausgehend zu konzipieren, entsprechend seiner jeweiligen individuellen (Lern-)Be-
diirfnisse.
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EL-MAFaALANT (2011, S.39ff.) benennt diesen Perspektivenwechsel mit der Leitlinie: ,,Un-
gleiches ungleich zu behandeln“ und schreibt: ,Die padagogische Leitidee von Normalitdt im
Hinblick auf Entwicklung, Begabung und Leistungsfahigkeit wird durch jene ersetzt, die Un-
gleichheit erkennt, akzeptiert und als Potenzial nutzbar macht. Der bzw. die Einzelne soll sich
entwickeln konnen, wird individuell geférdert und bleibt in einer Lerngruppe, die Jugendliche
mit unterschiedlichen Fahigkeiten, Schwachen und Interessen umfasst“ (ebd. S.41).

Inklusion in der beruflichen Bildung geht von einer inklusiven Grundhaltung aus, die Aner-
kennung bzw. Wertschatzung individueller Unterschiede ausdriickt und von Bildungsstruktu-
ren, die es ermoglichen, Vielfalt als Chance aufzugreifen und als Ressource zu nutzen. Individu-
alisierung benotigt eine weitgehende Flexibilisierung von Bildungsangeboten, um die jeweiligen
(Lern-)Bediirfnisse aufgreifen zu konnen und Menschen in unterschiedlichen Lebenslagen, Vo-
raussetzungen und Erfordernissen in berufliche Bildungsprozesse zu integrieren.

Zur Begleitung individueller Wege (junger) Menschen in den Beruf und in die Arbeitswelt ist
ein an der Biografie orientiertes Bildungsmanagement mit unterschiedlichen Unterstiitzungsfor-
men im regionalen Kontext von besonderer Bedeutung. Vernetzung und Kooperation der betei-
ligten Bildungsinstitutionen und der pddagogischen Fachkrafte sind erforderlich, um den ge-
stellten komplexen Aufgaben und Anforderungen begegnen zu konnen. Genauso braucht es fiir
eine gelingende Gestaltung von Ubergingen im (Berufs-)Bildungssystem Anschlussfihigkeit
und Durchlissigkeit zwischen und innerhalb der einzelnen Segmente.

D.h. die Weiterentwicklung von grundlegenden Strukturelementen beruflicher Bildung ist fiir
eine inklusive Berufsbildung besonders relevant: die Bereitstellung von individuellen, flexiblen
und anschlussfahigen Bildungs-, Unterstiitzungs- und Forderangeboten sowie ein durchldssiges Be-
rufsbildungssystem, in dem jederzeit Ein- und Ausstiege in Bildungsprozesse moglich sind.

Dazu sind in allen Handlungsfeldern die gesetzlichen Grundlagen auszuschopfen, anzupassen
und weiterzuentwickeln sowie inklusive Berufsbildung auf unterschiedlichen Systemebenen aus-
zugestalten (vgl. ByLinski 2015c). Berufsbildungspolitik erhilt hier eine wichtige Gestaltungs-
aufgabe.

Abbildung &
Veranderungen auf der System- und Strukturebene

Es geht um Inklusionsstrategien

» zur Herstellung einer inklusiven Grundhaltung,
um die Anerkennung und Wertschdtzung individueller Unterschiede und um ein Berufsbildungssystem, das Vielfalt als
Chance begreift und als Ressource nutzt.

» zur Bereitstellung eines individualisierten Bildungs-, Unterstiitzungs- und Forderangebots,
d. h. nicht das spezifische Merkmal (Behinderung, Benachteiligung) ist Ausgangspunkt unseres Handelns, sondern das
Individuum. Individualisierung bendtigt deshalb auch eine weitgehende Flexibilisierung von Bildungsangeboten.

» zur Begleitung individueller Berufswege,
ein an der Biografie orientiertes Bildungsmanagement im regionalen Kontext, was die Vernetzung und Kooperation der
beteiligten (Bildungs-)Institutionen einschlieRt.

» zur Gestaltung gelingender Bildungsiibergange,
um das Herstellen von Anschlussfihigkeit und Durchldssigkeit zwischen den Teilsystemen (Ermdglichung von ,Ein- und
Ausstiegen®).
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» Gestaltung von Berufsbildungsabschnitten, Ubergdngen und einer individuellen
Bildungsbegleitung

Das deutsche duale Berufsausbildungssystem wird vielfach als ein ,,angebotsorientiertes Struk-
turmodell“ (Born 2012, S.45) bewertet. Eine Weiterentwicklung wird in einem Berufslaufbahn-
konzept (ZENTRALVERBAND DES DEUTSCHEN HANDWERKS, ZDH 2007) gesehen, weil das beste-
hende Strukturmodell ,insbesondere um die Aspekte Flexibilisierung und Individualisierung bei
der Gestaltung von Karrierewegen“ (ebd. S.45) erweitert wird. Ein Vorteil liegt darin, dass Bil-
dungsverlaufe in Berufsbildungsabschnitte gegliedert werden, mit dem Ziel, eine bestehende
Versdulung der einzelnen Segmente abzubauen bzw. um damit Verzahnung sowie Durchlassig-
keit zwischen und innerhalb der Segmente herzustellen.

Vor diesem Hintergrund wéren bspw. auch Formen vorberuflicher Bildung im Strukturmodell
aufzunehmen, weil schulische Berufsorientierung mittlerweile einen festen Bestandteil im Berufs-
wahlprozess einnimmt. Unter beruflicher Weiterbildung miisste die Nachqualifizierung fest eta-
bliert werden. Ebenso wiren auch die Uberginge zwischen der beruflichen Erstausbildung zur
Fortbildung und zum Erwerbsleben stédrker zu beriicksichtigen sowie eine Durchlassigkeit zwi-
schen den Teilsystemen (durch Anrechnung von Vorleistungen) und innerhalb verschiedener
Formen beruflicher Ausbildung (bspw. dual und schulisch) (siehe dazu: FROMMBERGER/REI-
NiscH 2013). Dariiber hinaus bezieht sich die bestehende ,,Schnittstellenproblematik® auch auf
die Durchléssigkeit zwischen dem deutschen und den Bildungsgéngen in anderen Landern (vgl.
REeINiscH 2010, S.354).

Eine kontinuierliche Begleitung von Bildungs- und Berufswegen ergénzt das Strukturmodell.
Diese individuelle Bildungs- und Ubergangsbegleitung hat das Ziel, gemeinsam mit der/dem Ju-
gendlichen realisierbare Bildungs- und Ausbildungsperspektiven zu entwickeln. Sie ist als Pro-
zess zu verstehen, muss system- und ressourcenorientiert ausgestaltet werden sowie regional
eingebettet sein.

Abbildung 5

Berufsbildung nach Berufsbildungsgesetz in einem angebotsorientierten Strukturmodell
(Regelungen im Berufsbildungsgesetz sind dunkelblau hinterlegt)

Bildungsbegleitung

iibergang libergang iibergang
vorberufliche Bildung iibergang berufliche Weiterbildung
Befufs- Bgrufsaus- LI Nac!l- berufliche berufliche
orien- bildungs- Berufsaus- qualifi- q
. . . A Fortbildung Umschulung
tierung vorbereitung bildung zierung

Berufsbildung nach Berufsbildungsgesetz (BBiG)

GemadR §2 SGB IX wird von behinderten Berufsausbildung behinderter Menschen

Menschen gesprochen, ,wenn ihre § 64: Behinderte Menschen sollen in anerkannten

kérperliche Funktion, geistige Fahigkeit Ausbildungsberufen ausgebildet werden. Nachteils-
oder seelische Gesundheit mit hoher § 65: Besondere Verhdltnisse behinderter ;usgleich“
Wahrscheinlichkeit Idnger als sechs Monate Menschen sollen beriicksichtigt werden.

von dem fiir das Lebensalter typischen § 66: Zustdndige Stellen konnen besondere Kammer-
Zustand abweichen und daher ihre Ausbildungsregelungen treffen. 'r’egelung“

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft

beeintrachtigt ist".
Regelungen zur Berufsausbildung ,forderungsbediirftiger junger Menschen"
(§ 78 SGB IlI) finden sich ausschlieBlich in den Sozialgesetzbiichern:
SGB 1I: berufliche Eingliederung, SGB I1I: Férderung der Berufsausbildung,
SGB VIII: Jugendsozialarbeit
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» Bewertung von Unterschieden als Gewinn bzw. Ressource und der Blick auf das Indi-
viduum

Ausgehend von den bildungspolitischen Leitlinien im UNESCO-Programm (DeutscHE UNESCO-
KommissioN E.V. 2009) sind inklusive Bildungssysteme angestrebt, in denen Unterschiede als
Gewinn und Ressource betrachtet und genutzt werden. Da alle Menschen die gleichen Zugédnge
zu qualitativ hochwertiger Bildung erhalten sollen, beinhaltet dies, nicht den Lernenden in ein
bestehendes System zu integrieren, sondern das Bildungssystem an die Lernbediirfnisse des Ler-
nenden anzupassen (vgl. RUTzEeL 2013, S.4).

Inklusion bedeutet, den Blick auf das Individuum zu richten:

auf die jeweils individuellen Lernvoraussetzungen (Subjektorientierung),

die Kompetenzen des jungen Menschen (Potengzialorientierung),

ihre vorhandenen Unterstiitzungsstrukturen (Ressourcenorientierung),

ihre sozialen Lebenslagen und Milieus (Systemorientierung)

sowie darauf, die/den Jugendliche/-n aktiv in den Lernprozess einzubeziehen
(Partizipation) (vgl. ByLinski/RUTZzEL 2011, S. 16).

vVvyvyyvyy

Fiir die Arbeit in einer heterogenen Lerngruppe hei3t dies, Unterschiedlichkeit als Ressource fiir
individuelles und wechselseitiges Lernen und Entwicklung wahrzunehmen und als solche aufzu-
greifen (= Abbildung 6).

Fiir die Gestaltung von beruflichen Bildungsprozessen ist dabei entscheidend, sowohl das All-
gemeine (die Bildungsstrukturen) als auch das Besondere (spezifische Unterstiitzungsangebote)
zu beriicksichtigen. D.h., nicht mehr das jeweilige Merkmal (bspw. die Behinderung, die Be-
nachteiligung oder der Migrationshintergrund) wird zum Ausgangspunkt, sondern das Indivi-
duum selbst.” Eine groRe Herausforderung besteht darin, Bildungsstrukturen und -angebote
herzustellen, die allen Menschen die gleichen Chancen erdffnen, ohne eine notwendige spezifi-
sche Unterstiitzung und Férderung auRen vor zu lassen (vgl. ByLiNsk1 2015b, S.56).°

Abbildung 6
Von der Homogenitdt zur Diversitdt

Die Lernenden werden als
vergleichbar betrachtet

und erhalten daher dieselbe
Behandlung.

Die Lernenden werden als
unterschiedlich betrachtet.
Es werden Modifikationen
vorgenommen, um ihren

unterschiedlichen Bediirf-
nissen gerecht zu werden.

Die Lernenden werden als
unterschiedlich wahrgenom-
men. Unterschiedlichkeit
dient als Ressource fiir
individuelles und wechsel-
seitiges Lernen und
Entwicklung.
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Unterschiedlichkeit als
Herausforderung, der
man sich stellen sollte.

Unterschiede werden als
Gewinn und Lernressource
gesehen.

Keine Anerkennung
von Unterschieden.

Quelle: SONNTAG/VEBER 2014, S.288, nach: SILWAK 2010

2 Bspw. wird Migration in der 6ffentlichen Wahrnehmung immer noch mehr als Problem statt als Potenzial be-
griffen, und Migrantinnen und Migranten werden als homogene Gruppe angesehen (ENTWICKLUNGSGESELLSCHAFT
FUR BERUFLICHE BILDUNG MBH UND ZENTRALSTELLE FUR DIE WEITERBILDUNG IM HANDWERK E.V. 2014).

3 So wire bspw. die Abschaffung von Produktionsschulen (BoJANOwsSKI 2011) — als Sonderform und als ein nicht
inklusives Element — kontraproduktiv, weil mit diesem Konzept junge Menschen wieder Zugdnge zum Lernen fin-

den kdnnen und der Anschluss und die Integration in berufliche Bildungsprozesse erst dariiber wieder maoglich
werden.
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» Kooperation, regionale Vernetzung und Steuerung der Akteure und Aktivitaten

Aufgrund der komplexer werdenden Aufgaben und Anforderungen sind (Bildungs-)Institutio-
nen gefordert, gemeinsam und koordiniert zu handeln. Insbesondere fiir die Gestaltung inklusi-
ver Bildungsprozesse ist die Vernetzung und Abstimmung der Aktivitdten im regionalen Kontext
relevant, um individuelle Bildungswege begleiten und piadagogische Intervention von Jugend-
lichen ausgehend konzipieren zu konnen. Dazu braucht das ,Hand-in-Hand-Arbeiten“ der un-
terschiedlichen Institutionen in einer Bildungskette eine Steuerung und Koordinierung, um
Ressourcen effizient zu biindeln (RAuNER 2008). Kommunale Koordinierung (siehe dazu: FREU-
DENBERG STIFTUNG 2007) und Bildungslandschaften, regionale Bildungsbiiros, ein Regionales
Ubergangsmanagement (RUM) und Jugendberufsagenturen® bieten wegweisende Konzepte, die
es auszubauen gilt. Nur im vernetzten, kooperativen Zusammenwirken und der Schaffung eines
Gesamtsystems von Bildung, Erziehung und Betreuung wird es moéglich sein, bildungspolitische
Verdnderungen erfolgreich umzusetzen (DEUTSCHER STADTETAG 2007, S.3f.) bzw. entspre-
chende und auf Dauer angelegte Strukturen aufzubauen (siehe dazu DEuTscHE UNESCO-Kowm-
MISSION E. V. 2014).

Kooperation beinhaltet genauso eine stirkere Verzahnung von (aufder-)schulischer Berufs-
ausbildungsvorbereitung mit der betrieblichen Berufsausbildung (Dualisierung fiir mehr Be-
triebsndhe) und die Weiterentwicklung von Kooperation unterschiedlicher Lernorte (Schulen,
Bildungsdienstleister, Berufsbildungswerke, Betriebe) sowie auch zwischen dem Bereich der be-
ruflichen Rehabilitation und dem der Benachteiligtenforderung. Bosanowski (2012, S.17f.)
schlagt vor, ,,Berufsbildungswerke, berufsvorbereitende Malnahmen, Aktivititen der kommu-
nalen Jugendhilfe, Berufsvorbereitungsjahre, Jugendwerkstiatten oder Werkstétten fiir behin-
derte Menschen zu einem einheitlichen Berufsbildungsangebot“ zusammenzufiihren, mit dem
Ziel, ,ein durchldssiges, berufslaufbahnorientiertes Berufsbildungskonzept“ zu entwickeln (ebd.
S.18). Dazu miissten allerdings unterschiedliche administrative Zustédndigkeiten iiberwunden
sowie die Bereiche beruflicher Rehabilitation und Benachteiligtenférderung in ein Gesamtsys-
tem (beruflicher) Bildung iiberfiihrt werden, um kein Parallelsystem herzustellen. Vor dem
Hintergrund unterschiedlicher institutioneller Handlungslogiken, verschiedener gesetzlicher
Rahmenbedingungen als auch unterschiedlicher Berufskulturen und der jeweiligen Selbstvers-
tdndnisse der beteiligten Fachkréafte (Byrinski 2014a) stellt dies eine besondere Herausforde-
rung dar.

2.2 Qualifizierung des Personals

Das Berufsbildungspersonal nimmt eine zentrale Rolle bei der Ausgestaltung der Ausbildungs-
praxis ein und damit entscheidend Einfluss auf die Qualitdt von Bildungsprozessen (siehe dazu
ULMER u.a. 2012). Zur Ausgestaltung inklusiver beruflicher Bildung ist die Ausbildung und Pro-
fessionalisierung der padagogischen Fachkrifte in Betrieben, in Schulen und bei Bildungsdienst-
leistern dringend geboten (BucHMANN/BYLINSKI 2013; ByLINSKI 2015a).

Es gilt ,,inklusive Bildung als Leitidee in der Aus-, Fort- und Weiterbildung aller padagogischer
Berufe (...) zu verankern (...) sowie auf ein verdndertes Professionalisierungsverstiandnis der
Fachkrafte in der Inklusion hinzuwirken, das auf Vernetzung, Austausch und Reflexion sowie
Einbindung externer Kompetenzen setzt“ (DEuTSCHE UNESCO-KomMmissION E. V. 2014, S. 2).

“ Lt. Koalitionsvertrag zwischen (DU, (SU und SPD (2014, S. 66) sollen Jugendberufsagenturen flachendeckend die
Leistungen nach den Sozialgesetzbiichern II, Il und VIII fiir unter 25-Jahrige biindeln.
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» Ausbildung und Professionalisierung fiir inklusive Berufsbildung

Neben Verdanderungen auf der Struktur- und Systemebene erfordert eine inklusive Berufsbil-
dung auch Gestaltungsprozesse auf der Ebene des padagogischen Handelns. Aufgrund der Kom-
plexitat des padagogischen Handlungskontexts sind verdnderte Anforderungen an die Professio-
nalitdt der Fachkréfte gestellt, die sich sowohl auf ihre origindre Tatigkeit beziehen als auch auf
ein vielfach erweitertes Aufgabenspektrum:

» eine subjektbezogene pddagogische Intervention und eine individuelle Bildungsbegleitung junger
Menschen und

» eine notwendige Kooperation bzw. Vernetzung der beteiligten Professionen auf institutioneller
und regionaler Ebene (vgl. BucHMANN/BYLINSKI 2013, S. 185 ff.).

Die Befunde aus dem BIBB-Forschungsprojekt ,Anforderungen an die Professionalitidt des Bil-
dungspersonals im Ubergang von der Schule in die Arbeitswelt“” (ByLiNsk1 2014a) veranschau-
lichen diese beiden Anforderungsbereiche und bestitigen: Bei allen Handlungsanforderungen
ist nicht die Addition von Wissen und nicht die Handhabung von Instrumenten fiir pddagogische
Professionalitédt ausreichend, sondern es sind personale, soziale und emotionale Kompetenzen
sowie die Einstellung und Haltung (,,beliefs“, bspw. Moser 2012) der padagogischen Fach-
krafte, die entscheidend ihr professionelles Handeln bestimmen. D.h., die reflexive Bearbeitung
und eine Auseinandersetzung mit der eigenen Person muss integraler Bestandteil einer Profes-
sionalisierung fiir inklusive Bildung sein.

» Es gilt Curricula fiir eine Aus-, Fort- und Weiterbildung des Bildungspersonals bzw. fiir die
padagogischen Fachkréfte fiir inklusive Bildung zu konzipieren, die die Prinzipien einer ,,Pa-
dagogik der Vielfalt“ aufnehmen, Grundlagen fiir die Individualisierung (Subjektorientie-
rung) von Bildungsprozessen legen und die multiprofessionelle Zusammenarbeit der Fach-
krafte stirken (ByLinski 2014b) sowie eine reflexive Bearbeitung der Inhalte einbeziehen.
Fortbildungssettings sollten institutionen- und professionsiibergreifend angelegt sein, um
»,Kooperation durch Kooperation“ (sieche dazu BERKEMEYER u. a. 2011) zu entwickeln.

» Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO)

Mit dem stattfindenden demografischen Wandel entsteht angesichts regionaler Disparitdten bei
den Ausbildungsplatzbesetzungen und Engpéssen in bestimmten Berufssparten fiir Betriebe die
Notwendigkeit, auch jene Zielgruppen in den Blick zu nehmen, die bisher als Auszubildende we-
niger Beriicksichtigung gefunden haben. Zunehmend wird der Umgang mit heterogenen Lern-
gruppen diskutiert, das Aufgreifen individueller Potenziale hervorgehoben und didaktisch-me-
thodische Konzepte dafiir entwickelt.® Ziel einer inklusiven Bildung ist nicht das Streben nach
Homogenitét, sondern die Anerkennung der Verschiedenartigkeit und Vielfalt innerhalb einer
(Lern-) Gruppe sowie die Wertschatzung von Differenz (= Abbildung 6).

Die seit 2009 wieder in Kraft gesetzte Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) ist mittlerweile
fest im System der beruflichen Bildung verankert (vgl. BAHL/BRUNNER 2013, S.513) und gilt als
,2Mindestqualifikation fiir Ausbilder* (BRUNNER 2012, S.33). Gleichwohl iibernehmen in der
Ausbildungspraxis ausbildende Fachkrifte ,den Lowenanteil der unmittelbaren Ausbildung“
(BRATER/WAGNER 2008), die dafiir aber in der Regel formal nicht qualifiziert sind (BAHL u. a.
2012).

> www.bibb.de/bildungspersonal-uebergang/
6 Siehe dazu den BIBB-Modellversuchsforderschwerpunkt: ,,Neue Wege in die duale Ausbildung — Heterogenitit
als Chance fiir die Fachkraftesicherung"; www.bibb.de/de/55819.htm (Stand: 28.07.2014).
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In der novellierten Fassung der AEVO wird ein Anforderungsprofil formuliert, das neben einer
Fachvermittlung deutlich die Férderung der Personlichkeitsentwicklung der Auszubildenden als
Aufgabe der Ausbilder/-innen hervorhebt, genauso eine individuelle, starker auf den Auszubil-
denden zugeschnittene Begleitung des Lernens (siehe dazu ULMER/GuTscHOw 2009).

» Es gilt daran anzusetzen und Elemente inklusiver Bildung (bspw. zur Diagnostik, zur Ge-
staltung inklusiver Lernsettings, methodisch-didaktische Fragestellungen) aufzunehmen:
einerseits in die AEVO - spezifisch und als ,,Querschnittsaufgabe“ — und andererseits in er-
gianzenden Fortbildungseinheiten, die sich sowohl an die Ausbilder/-innen als auch an das
ausbildende Personal wenden. Auch hier sollte Professionalisierung auf eine multiprofessio-
nelle Zusammenarbeit ausgerichtet werden (bspw. Einbeziehung von sozialpadagogischer
Unterstiitzung bzw. Begleitung) und reflexive Anteile beinhalten.

» Rehabilitationspddagogische Zusatzqualifikation fiir Ausbilderinnen und Ausbilder

Mit der Aktualisierung der ,Rahmenrichtlinien fiir Ausbildungsregelungen fiir behinderte Men-
schen“ (nach § 66 BBiG/§42m HWO) beschloss der BIBB-Hauptausschuss 2012 das ,,Rahmen-
curriculum fiir eine Rehabilitationspadagogische Zusatzqualifikation fiir Ausbilderinnen und
Ausbilder (ReZA)“ (HaupTAUsscHUSS DES BIBB 2012), um die Qualitdt der Ausbildung zu si-
chern.

Die fiir die Ausbildung behinderter Jugendlicher benétigte Zusatzqualifikation umfasst 320
Stunden und ist inhaltlich fokussiert auf die Spezifika junger Menschen mit Lernbehinderungen:
ihre individuell behindertenspezifischen Belange im Ausbildungsverlauf, eine behindertenge-
rechte Arbeitsplatzgestaltung, zielgruppenspezifische Lernprozesse, die individuell an die Be-
hinderung anzupassen sind. Die Betrachtung der vorgesehenen Kompetenzfelder zeigt inhaltli-
che Parallelen zur Fortbildung des Ausbildungspersonals in der Benachteiligtenforderung (siehe
dazu BYLINSKI 1999).

Kritisch hinterfragt wird der zeitliche Umfang dieser Zusatzqualifikation: Zum einen, weil ge-
rade fiir kleinere und mittlere Betriebe, die generell bereit waren, behinderte Jugendliche einzu-
stellen, moglicherweise nicht die notwendigen personellen Kapazitaten bestehen (bspw. DGB-
REGIOoN KOLN-BonN 2012, S.19), zum anderen, weil bei Betrieben vom Nachweis abgesehen
wird, wenn die Qualitit der Ausbildung auf andere Weise sichergestellt werden kann, z.B. durch
Unterstiitzung einer geeigneten Ausbildungseinrichtung (vgl. AUTORENGRUPPE BILDUNGSBE-
RICHTERSTATTUNG 2014, S.191). Die Evaluation des Rahmencurriculums von ReZA steht aus,
vor allem im Hinblick auf seine Zielerreichung (Adressaten- und Wirkungsanalyse) und seine
Ausgestaltung (Konzeptionsanalyse).

» Es gilt insbesondere fiir Ausbilder/-innen neue Formen von Fort- und Weiterbildung zu
konzipieren, die stirker in den betrieblichen Kontext eingebunden sind und mit Unterstiit-
zungsstrukturen fiir die Betriebe einhergehen. Kooperationspartner/-innen (bspw. Berufs-
einstiegsbegleiter/-innen, Ubergangscoachs, Lehrkrifte der Berufsschule) sollten in diesen
Professionalisierungsprozess eingebunden werden (bspw. gemeinsame Fallbesprechungen,
kollegiale Beratung), ebenso konnten auch mediale Formen der Fort- und Weiterbildung Be-
riicksichtigung finden (ByrLinski 2014a). Auch hier gilt das Prinzip, reflexive Anteile durch-
gangig aufzunehmen, um die eigene Wahrnehmung, Haltung und Einstellung bearbeiten zu
konnen, damit nicht ,,unhinterfragte[n] Selbstverstindlichkeiten“ selektive Wirkung haben
(VESTER 2008, S.85).

Die Professionalisierung des (betrieblichen) Bildungspersonals fiir inklusive Bildung muss
einhergehen u.a. mit der Entwicklung inklusiver Ausbildungskonzepte (bspw. der Gestaltung
unterschiedlicher Kooperationsformen zwischen Berufsbildungswerken und Betrieben), einer in-
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klusiven Didaktik, inklusiver Lernarrangements und Instrumenten (bspw. dem Einsatz von Dia-
gnoseinstrumenten und der Erstellung von Entwicklungsplédnen) sowie der Entwicklung entspre-
chender Lernmaterialien.

Modellversuche (§90 Abs.3 Nr.1 d BBiG) stellen in diesem Kontext ein geeignetes ,Innova-
tionsinstrument“ dar, um solche Themenstellungen aufzugreifen, Losungsansitze zu entwickeln
und damit die Berufsbildungspraxis auszugestalten.

2.3 Vorhandene Unterstiitzungsinstrumente und ihre Weiterentwicklung

Fiir eine inklusive Berufsbildung sind in allen Handlungsfeldern der beruflichen Bildung gesetz-
liche Grundlagen (Berufsbildungsgesetz und Sozialgesetzbiicher) entsprechend anzupassen, zu
erganzen bzw. weiterzuentwickeln. Als handlungsleitend (Bewertungskriterien und Indikato-
ren) konnen dabei die zuvor genannten Strukturelemente (Individualisierung, Flexibilisierung,
Anschlussfahigkeit und Durchlassigkeit) betrachtet werden.

» Rechtliche Regelungen im Berufsbildungsgesetz zur Entwicklung inklusiver Berufsbil-
dung

Mit Blick auf die duale Berufsausbildung werden — ausgehend von den bestehenden rechtlichen
Regelungen im Berufsbildungsgesetz bzw. der Handwerksordnung — Ankniipfungspunkte zur
Gestaltung inklusiver Bildungsprozesse bei folgenden Aspekten gesehen:

» Eine Berufsausbildung kann auch auferbetrieblich stattfinden und fiihrt ebenso zu einem
anerkannten Berufsabschluss (Herstellen von Gleichwertigkeit).

» Explizit werden die Belange behinderter Menschen beriicksichtigt: Diese Personengruppe
soll in anerkannten Ausbildungsberufen (§ 64 BBiG) ausgebildet werden; ggf. kann ein soge-
nannter Nachteilsausgleichs (§ 65 BBiG) gewahrt werden.

» Ein Berufsausbildungsabschluss kann in unterschiedlicher Form erreicht werden, bspw.
durch eine Externenpriifung, wenn die Personen ,,das Eineinhalbfache der Zeit, die als Aus-
bildungszeit vorgeschrieben ist“ (§ 45 BBiG) in diesem Beruf tatig waren.

» Moglich ist (entsprechend begriindet) eine zeitliche Flexibilisierung der Berufsausbildung
und eine Kiirzung bzw. Verldngerung der Ausbildungszeit.” Bspw. kann auch eine Teilzeitbe-
rufsausbildung (§8 BBiG) infrage kommen.® Dariiber hinaus gibt es die Moglichkeit, die be-
rufliche Vorbildung auf die Ausbildung anzurechnen (§ 7 BBiG).

» Eine (flexible) methodisch-didaktische Ausgestaltung der Ausbildungsordnung ist méglich,
in Form eines zielgruppenspezifischen Ausbildungsrahmenplans sowie durch die Moglich-
keit einer curricularen Ausgestaltung in einzelnen Lern(ergebnis)einheiten (§ 6 BBiG).

» Kennzeichnend fiir diese gesetzlichen Regelungen ist allerdings der Grundsatz der Vertrags-
freiheit, d. h. eine Abschluss-, Inhalts- und Formfreiheit (vgl. FROMMBERGER/REINISCH 2013,
S.4) fiir ein Berufsausbildungsverhéltnis, das auf den Vereinbarungen zwischen Ausbilden-
dem und Auszubildendem als Vertragsparteien aufbaut. So lassen die im Gesetz festgehalte-
nen Kann-Bestimmungen offen, ob eine entsprechende Regelung dann tatsichlich seitens
der Betriebe erfolgt, weil kein Anspruch darauf besteht. Befiirchtet wird, dass eine gesetzli-

T Siehe hierzu exemplarisch das Projekt ,Dritter Weg" in Nordrhein-Westfalen (siehe dazu BECKER u.a. 2011), als
LIndividuelle integrative Berufsausbildungen in auRerbetrieblichen Einrichtungen" ist dort eine Verlangerung der
Ausbildungsverhdltnisse gemdR §8 BBiG, §27b HWO eingeschlossen. Weitere Informationen unter: http://www.be
rufsbildung.nrw.de/cms/informationen-zu-bildungsgaengen/berufsschule/duale-berufsausbildung/3.-weg/
(Stand: 04.08.2015)

8 Ein Expertenhearing des BMBF im Juni 2014 kniipfte daran an und stellte die Frage, ob Teilzeitberufsausbildung
fiir weitere Zielgruppen eine Form biete, spezifische Lernbediirfnisse zu beriicksichtigen. Bspw. kdnnte eine Teil-
zeitberufsausbildung eine ,,sanftere Form des Ausbildungseinstiegs" bieten bzw. kombiniert werden mit Sprach-
modulen oder Therapieangeboten.


http://www.berufsbildung.nrw.de/cms/informationen-zu-bildungsgaengen/berufsschule/duale-berufsausbildung/3.-weg/
http://www.berufsbildung.nrw.de/cms/informationen-zu-bildungsgaengen/berufsschule/duale-berufsausbildung/3.-weg/
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che Anrechnungspflicht dazu fiihren konnte, ,,dass es gar nicht erst zum Abschluss von Aus-
bildungsvertragen kommt“ (ebd. S.10).

» Rechtliche Regelungen in verschiedenen Sozialgesetzbiichern fiir Personen mit
(sonder-)padagogischem Forderbedarf

Eine Beriicksichtigung von ,lernbeeintrachtigten oder sozial benachteiligten Personen® (§68
Abs. 1 BBiG) kommt im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zur Berufsausbildung (§§ 4 bis 67)
im Berufsbildungsgesetz nicht vor. Diese Zielgruppe wird ausschliel3lich im Abschnitt 2 Berufs-
ausbildungsvorbereitung benannt und beschrieben als Personen, , deren Entwicklungsstand eine
erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf noch nicht erwarten lasst“
(ebd.). Damit wird dieser Personengruppe zugeschrieben, aus individuellen Griinden keine Be-
rufsausbildung aufgenommen zu haben. Befunde der Forschung zum Ubergangsbereich stellen
jedoch strukturelle Benachteiligungsmerkmale heraus, die den Zugang zu einer Berufsausbil-
dung erschweren. Risikofaktoren sind empirisch nachgewiesen (BeicHT/ULRICH 2008) fiir Per-
sonengruppen mit geringeren Chancen, aufgrund von personalen, sozialen und organisationa-
len Ressourcen (ULricH 2011).

Fiir Jugendliche mit Benachteiligungsmerkmalen sind Regelungen zur Berufsausbildung in
den §§ 73 bis 80 SGB III getroffen:

» Die Forderung der aulderbetrieblichen Berufsausbildung (BaE) fiir sozial Benachteiligte bzw.
Lernbeeintrachtigte sowie fiir Auszubildende, deren Berufsausbildungsverhéltnis vorzeitig
gelost wurde (SGBII § 76 Abs. 2).

» Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit zu ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) fiir ,,forde-
rungsbediirfte junge Menschen“ wihrend einer betrieblichen Berufsausbildung oder einer
Einstiegsqualifizierung, zur Unterstiitzung nach der vorzeitigen Losung eines betrieblichen
Berufsausbildungsverhéltnisses bis zur Aufnahme einer weiteren betrieblichen oder einer
aulBerbetrieblichen Berufsausbildung (SGB III § 75 Abs. 2)

Abbildung7
Regelungen fiir die Berufsausbildung in den Sozialgesetzbiichern
§3(2

berufliche Eingliederung von erwerbsfahigen Hilfebediirftigen (U 25); unterstreicht die
Bedeutung einer anerkannten Berufsausbildung

Regelungen zur Berufsausbildung
Jforderungsbediirftiger junger
Menschen” (§ 78 SGB IlI)

§49
Berufseinstiegsbegleitung
§§ 73, 112, 113ff.
Ausbildung behinderter und schwerbehinderter Menschen
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben
§§ 74, 76, 78
Unterstiitzung und Férderung der Berufsausbildung
auRerbetriebliche Berufsausbildung (BaE)
§75
ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)

- unter ,forderungsbediirftig" werden
gefasst: lernbeeintrachtigte und sozial
benachteiligte junge Menschen, die
wegen in ihrer Person liegender
Griinde (...) eine Forderung benétigen -

finden sich ausschlieRlich in den
Sozialgesetzbiichern, insbesondere SGB 111
(Forderung der Berufsausbildung), aber
auch im SGB 11 (berufliche Eingliederung)
und im SGB VIII (Jugendsozialarbeit). §13
Jugendsozialarbeit
(1) zum Ausgleich sozialer Benachteiligung oder individueller Beeintrachtigung -
Forderung der beruflichen Integration durch sozialpddagogische Hilfen
(2) Angebot sozialpddagogischer Berufsausbildung

§33
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
fiir behinderte Menschen
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» Bestehende Forder- und Unterstiitzungsangebote, ihre Weiterentwicklung und ihr
Ausbau im Sinne inklusiver Berufsbildung

Die beiden Instrumente Berufsausbildung in aul3erbetrieblichen Einrichtungen (BaE) und aus-
bildungsbegleitende Hilfen (abH) wurden in den 1980er-Jahren als Forderprogramme konzi-
piert und 1988 ins damalige Arbeitsforderungsgesetz (AFG) aufgenommen. 1998 sind sie in das
III. Sozialgesetzbuch eingeordnet worden. Als bewéhrte Instrumente sind sie heute den neuen
Anforderungen anzupassen und nach den Erfordernissen einer inklusiven Berufsbildung kon-
zeptionell weiterzuentwickeln.

Die BaE kann dazu dienen, junge Menschen in das erste Ausbildungsjahr aufzunehmen, fiir
die es aus eigener Kraft nicht moglich war, in eine betriebliche Berufsausbildung einzumiinden.
Als Ausbildungsform kann sie unterschiedlich ausgestaltet (bspw. jederzeit Wechsel in eine be-
triebliche Ausbildung) und mit betrieblicher Berufsausbildung kombiniert werden (bspw. als
Verbundausbildung oder als kooperative Ausbildung). In einigen Bundeslandern und Stadtstaa-
ten (bspw. Hamburg, NRW), die in den letzten Jahren damit begonnen haben, das sogenannte
Ubergangssystem zu reformieren, ist eine Ausbildungsgarantie wichtiger Bestandteil eines
neuen Rahmenkonzepts. ,Demnach erhélt jeder ausbildungsfdhige Jugendliche einen Ausbil-
dungsplatz — idealerweise im dualen System. Diejenigen Jugendlichen, die keine Lehrstelle in
einem Betrieb finden, bekommen einen staatlich geférderten Ausbildungsplatz. Ubergangsmalf3-
nahmen beginnen nach dem Reformkonzept nur noch diejenigen, die noch nicht in der Lage
sind, einen Beruf zu erlernen. Mit einer Ausbildungsgarantie soll keinesfalls die herkémmliche
duale Ausbildung abgeldst, sondern eine Alternative fiir diejenigen Jugendlichen geschaffen
werden, die in diesem System nicht unterkommen* (KLemm 2012, S.6).

Eine Weiterentwicklung von abH bietet das Konzept der Assistierten Ausbildung (siehe dazu
den Koalitionsvertrag der CDU/CSU/SPD 2014; NucGLiscH 2015). Mit dieser , passgenauen Un-
terstiitzungsleistung“ (KOOPERATIONSVERBUND JUGENDSOZIALARBEIT 2014, S.5) besteht die
Moglichkeit, dass mehr Jugendliche eine betriebliche Berufsausbildung aufnehmen und erfolg-
reich absolvieren. Eine Besonderheit stellt dar, dass Jugendliche mit Unterstiitzungsbedarf und
Betriebe, die diese Jugendlichen ausbilden, gleichermafen individuell und bedarfsgerecht wéh-
rend der betrieblichen Ausbildung unterstiitzt werden kénnen.

Die Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) nach § 49 SGB III’ richtet sich an , férderungsbediirftige
junge Menschen*. Mit einer individuellen Begleitung und Unterstiitzung (Ubergangs-Coaching)
soll eine Eingliederung der jungen Menschen in eine Berufsausbildung erreicht werden. Dazu
beginnt die Berufseinstiegsbegleitung i.d.R. in der Vorabgangsklasse der allgemeinbildenden
Schule und endet i.d.R. ein halbes Jahr nach Beginn einer Berufsausbildung bzw. spatestens
24 Monate nach Beendigung der allgemeinbildenden Schule.

Dieser als positiv zu bewertende Ansatz einer individuellen Begleitung auf dem Weg zum
Schulabschluss und in die Berufsausbildung hinein wird durch die Evaluation eines vom Bun-
desministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) beauftragten Forschungskonsortiums (Zwi-
schenbericht, Juli 2013) weitgehend bestétigt. Als Problem bei der Umsetzung erweist sich aller-
dings die stattfindende Ausschreibepraxis und die damit verbundenen Vergabeverfahren der
Bundesagentur fiir Arbeit, in deren Folge eine notwendige Kontinuitat (verlassliche Begleitung
und verbindliche regionale Vernetzung) des Angebots infrage gestellt scheint. Dariiber hinaus
waére es sinnvoll, die Begleitung und Unterstiitzung der jungen Menschen wahrend der gesam-
ten Ausbildung und iber die zweite Schwelle hinweg anzulegen. Eine individuelle Bildungs-
und Ubergangsbegleitung sollte allen Jugendlichen angeboten werden, fiir die eine spezifische

9 Angeboten wird die Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) auch im Kontext der Bildungskette (Kooperation von
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales und Bundesministerium flir Bildung und Forschung). In der neuen
ESF-Forderperiode ab 2015 wird BerEb zum grofRten Einzelprogramm ausgebaut.
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Begleitung, Unterstiitzung bzw. Assistenz erforderlich ist (siehe dazu ALLIANZ FUR AuUS- UND
WEITERBILDUNG 2014).

Abbildung 8
Unterstiitzungsinstrumente weiterentwickeln!

Assistierte Ausbildung

als individuelle und bedarfs-
gerechte Unterstiitzungs-

leistung fiir Jugendliche LTI 17

auBerbetrieblichen

und Betrieb A
Einrichtungen (BaE) .
P ausbildungs-
als Ausbildungsform, : .
die unterschiedlich begle.ltel.l.de HI.Ifen (abH)
gestaltet werden kann als sozialpadagogische Berufseinstiegs-
(z.B. kooperativ oder Unterstiitzung fir junge begleitung (BaiEh
als Verbundausbildung) Menschen wahrend der g el )
Berufsausbildung als individuelle Begleitung

und Unterstiitzung junger
Menschen von der
allgemeinbildenden Schule
in die Berufsausbildung
und die Arbeitswelt

Quelle fiir Bildmaterial: BIBB

2.4 Erforderliche Strukturen und Rahmensetzungen

Grundsatzlich gilt es bestehende und bewéhrte Instrumente zu inklusiven Unterstiitzungsange-
boten weiterzuentwickeln. Statt diese Férderangebote (bspw. BaE, abh, BerEb) ausschlie3lich in
unterschiedlichen Sozialgesetzbiichern zu verankern, sollten diese als ,,Regelinstrumente® aner-
kannt werden. Sie sollten als fester Bestandteil eines allgemeinen Bildungsauftrages innerhalb
eines (Berufs-)Bildungssystems verankert sein, d.h. entsprechend rechtlich auch im Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) aufgenommen werden."

» Rechtliche Gleichstellung von Personen mit ,besonderem Forderbedarf" im Berufsbil-
dungsgesetz: Alle (jungen) Menschen sollen in anerkannten Ausbildungsberufen
ausgebildet werden

Regelungen zur Berufsausbildung behinderter Menschen sind im Berufsbildungsgesetz festge-
schrieben, verbunden mit der Aussage, dass diese Personengruppe in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf ausgebildet werden soll. Eine spezifische Beriicksichtigung der Berufsausbildung

0 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass PUTz (1992) einen sogenannten Benachteiligtenparagrafen in ei-
nem erweiterten Berufsbildungsgesetz vorgeschlagen hat, ,der fiir diese Zielgruppen verbindliche Regelungen
einrdumt” (ebd. S.132). Anliegen war es u.a., die Zielgruppen zu definieren, gesonderte Priifungsbedingungen zu
formulieren und eine Quotenregelung fiir die Einstellung von Benachteiligten einzufiihren, wie bei Behinderten
(vgl. ebd.).
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von ,lernbeeintrachtigten oder sozial benachteiligten Personen® kommt im Berufsbildungsge-
setz nicht vor. Rechtliche Regelungen zur Berufsausbildung finden sich ausschlieRlich in den So-
zialgesetzbiichern (SGB II, SGB III, SGB VIII). Gleichwohl sind auch in den Sozialgesetzbiichern
lediglich Forderangebote fiir lernschwache, behinderte und sozial benachteiligte Jugendliche
aufgenommen, aulden vor bleiben marktbenachteiligte Personen (vgl. DUSSELDORF/ROSENDAHL
2014, S.35).

Zur Gleichstellung aller (jungen) Menschen mit spezifischen (Lern-)Bediirfnissen konnte die
derzeitige Regelung erweitert werden — sie sollte nicht auf behinderte Menschen eingeschrankt
bleiben. Ziel sollte sein, allen (jungen) Menschen eine anerkannte Berufsausbildung zu ermogli-
chen. Ggf. konnte fiir jede/-n ein sogenannter Nachteilsausgleich bzw. eine spezifische Unter-
stiitzung entsprechend der jeweiligen (Lern-)Bediirfnisse dem/der Einzelnen zur Verfiigung ge-
stellt werden.

Wird grundsatzlich eine anerkannte Berufsausbildung fiir alle (jungen) Menschen angestrebt,
bedeutet dies auch zu priifen, ob die derzeit bestehenden behindertenspezifischen Ausbildungs-
regelungen (§ 66 BBiG/§42 HwO) inklusiven Anspriichen geniigen oder ihnen sogar entgegen-
stehen (DGB-REGION KOLN-BoNN 2012, S.14). Die Wege zum Ausbildungsabschluss in einem
anerkannten Ausbildungsberuf miissen unterschiedlich gestaltet sein. Fiir diejenigen Jugendli-
chen, die absehbar keinen Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf erreichen konnen,
konnte die Moglichkeit gegeben werden, eine (Teil-)Qualifikation zu erwerben, die ihnen An-
schluss- und Aufbaumdéglichkeiten eroffnet (siehe dazu EULER/SEVERING 2014).

Eine Expertise der Universitdt Duisburg-Essen (DUsSELDORF/ROSENDAHL 2014) schlédgt vor,
einen Rechtsanspruch auf berufliche Ausbildung im Grundgesetz zu verankern: ,Fiir eine grund-
gesetzliche Regelung spricht die Tatsache, dass der individuelle Anspruch eines jeden Jugendli-
chen auf eine berufliche Mindestausbildung ein fundamentales soziales Recht zur Verwirk-
lichung gesellschaftlicher Teilhabe beinhaltet und somit von wesentlicher Bedeutung fiir die
Entfaltung von Lebensentwiirfen ist“ (ebd. S.30). Dariiber hinaus hétte eine Verankerung im
Grundgesetz den Vorteil von Kontinuitit, unabhéngig von der konjunkturellen Arbeits- und Aus-
bildungssituation, aber auch von bestehenden politischen Regierungen.

» Bildungs-, Unterstiitzungs-, und Forderangebote an den individuellen (Lern-)Bediirf-
nissen der (jungen) Menschen ausrichten

Die derzeitige Forderpraxis steht dem Leitgedanken einer inklusiven Bildung insofern entgegen,
dass jede Forderung auf einer einzelfallgepriiften und maBnahmenbezogenen Férderung ba-
siert. D.h., fiir jede Bewilligung einer Férdermalinahme oder eines Unterstiitzungsangebots
muss zundchst der ,Forderbedarf” festgestellt werden. Auf Grundlage der jeweiligen Forder-
richtlinie gelten die festgelegten Merkmale dann als Eingangsvoraussetzung, eine Férderung er-
halten zu konnen. Bei der Aufnahme in Bildungsangebote der beruflichen Rehabilitation und
der Benachteiligtenforderung kommt bspw. der Kategorisierung Lernbehinderung oder Lern-
beeintrdchtigung eine entscheidende Bedeutung zu. Die Praxis der Zuordnung ist dabei durch
Unbestimmtheiten gekennzeichnet, weil unterschiedliche Auffassungen der Akteure dariiber be-
stehen, was bspw. unter der jeweiligen Begrifflichkeit zu verstehen ist (vgl. DGB-REGION KOLN-
BonN 2012, S. 21; siehe auch ENGGRUBER/RUTZEL 2014). Statt einer Merkmalsfestlegung fiir die
Teilnahme an Bildungs-, Unterstiitzungs- und Forderangeboten (Aufheben von Etikettierung
und Stigmatisierung) konnte ein malinahmenunabhéingiges Angebot hergestellt werden, das
sich an dem individuellen Bedarf und Lernbediirfnis orientiert. Auch eine gruppenbezogene For-
derung kdme in Betracht (exemplarisch dazu AWO BERLIN KREISVERBAND SUDOST E. V. 2014).
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2.5 Lernen von anderen Landern

An dieser Stelle sollen Beispiele aus den europiischen Nachbarldndern Osterreich und Schweiz
vorgebracht werden, weil dort ein vergleichbares duales Berufsausbildungssystem wie in
Deutschland etabliert ist.

GREINERT (2013, S.37) beschreibt das in Osterreich und der Schweiz bestehende , Kombimo-
dell von schulischer und dualer Berufsausbildung® mit zwei Hauptzielen:

1. Jedem ausbildungswilligen Jugendlichen eine abgeschlossene berufliche Ausbildung zu ga-
rantieren (qualitatives Ziel mit sozialpolitischer Absicht) und

2. jedem ausbildungswilligen Jugendlichen die Moglichkeit zu geben, einen Bildungsabschluss
gemal} seiner Begabung bzw. seiner individuellen Zielsetzungen und unabhingig von seiner
sozialen Herkunft zu erreichen (qualitatives Ziel mit bildungspolitischer Absicht).

In mehreren europaischen Landern bestehen Ausbildungsgarantien, u.a. auch in Danemark und
Grol3britannien; sie unterscheiden sich in Bezug auf ihre Organisation, Praxisndhe und Finan-
zierung (vgl. DUSSELDORF/ROSENDAHL 2014, S.22).

In Osterreich (siehe dazu KRaUTSCHAT/TRINKO 2015) wurde mit der Novellierung des Berufs-
ausbildungsgesetzes (BAG) 2011 — auf Anregung der Sozialpartner — eine Ausbildungsgarantie
fiir Jugendliche eingefiihrt und dazu drei bedeutende Strukturelemente aufgenommen (siehe
dazu BUNDESMINISTERIUM FUR WIRTSCHAFT 2012):

1. Individuelles Coaching stellt ein Beratungs-, Betreuungs- und Unterstiitzungsinstrument fiir
Lehrlinge und Betriebe dar.'' Damit wird das Ziel verfolgt, die Chancen auf eine erfolgreiche
Berufsausbildung fiir alle Jugendlichen zu erhéhen und die Ausbildungsbeteiligung zu for-
dern, insbesondere in Bereichen, in denen wenig ausgebildet wird.

2. Uberbetriebliche Lehrausbildung ist fiir Jugendliche konzipiert, die nicht in ein betriebliches
Ausbildungsverhaltnis vermittelt werden konnten; sie erhalten die Moglichkeit einer Lehr-
ausbildung mit anerkannter Lehrabschlusspriifung. Zielgruppe sind Jugendliche mit abge-
schlossener Schulpflicht, die beim AMS'* vorgemerkt sind und trotz intensiver Bemithungen
keine geeignete Lehrstelle finden konnten oder eine betriebliche Lehre abgebrochen haben.
Der Ausbildungsvertrag kann fiir ein Jahr abgeschlossen werden, mit dem Ziel, den Lehrling
anschlielfend in eine betriebliche Lehrausbildung zu vermitteln. Moglich ist auch, die ge-
samte Ausbildungszeit in einer iiberbetrieblichen Lehrausbildung zu absolvieren. Bei einem
Wechsel von einer Ausbildungseinrichtung in einen Betrieb oder umgekehrt wird die bereits
im selben Beruf absolvierte Ausbildungszeit angerechnet.

3. Integrative Berufsausbildung (IAB) stellt ein flexibles Modell dar fiir am Arbeitsmarkt benach-
teiligte Personen, mit dem Ziel, ihnen eine Berufsausbildung sowie die Integration in das Be-
rufsleben zu ermoglichen.

Folgende Personen sind angesprochen:

» die am Ende der Pflichtschule sonderpddagogischen Forderbedarf hatten und zumindest
teilweise nach dem Lehrplan einer Sonderschule unterrichtet wurden,

» Personen ohne bzw. mit negativem Hauptschulabschluss,

» Behinderte im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes bzw. des jeweiligen Landesbe-
hindertengesetzes,

» Personen, von denen im Rahmen einer Berufsorientierungsmalinahme oder aufgrund ei-
ner nicht erfolgreichen Vermittlung in ein Lehrverhiltnis angenommen werden muss,

" Siehe dazu im Uberblick:
https://www.wko.at/Content.Node/Lehre-F-rdern/Gesamtuebersicht_Foerderarten.html (Stand: 04.08.2015)
2 Arbeitsmarktservice Osterreichs (AMS)
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dass fiir sie aus ausschliel8lich in der Person gelegenen Griinden in absehbarer Zeit keine
Lehrstelle gefunden werden kann.

Es gibt sowohl die Moglichkeiten einer verldngerten Lehrzeit, im Normalfall um ein Jahr, in Aus-
nahmefallen um bis zu zwei Jahre, als auch eine Teilqualifizierung (Teil eines Lehrberufes bzw.
mehrerer Lehrberufe) zu erwerben.

Mit der iiberbetrieblichen Lehrausbildung wird die von der Bundesregierung zugesicherte
Ausbildungsgarantie fiir Jugendliche erfolgreich umgesetzt. Im Ausbildungsjahr 2010/2011
wurden ca. 10.400 Jugendliche in einer {iberbetrieblichen Lehreinrichtung ausgebildet. Mit der
Integrativen Berufsausbildung (IBA) wurde ein flexibles Modell zur Ausbildung von Jugendli-
chen mit besonderen Bediirfnissen eingerichtet. Die Zahl der Lehrlinge in einer IBA hat von
1.114 im Jahr 2004 auf 5.507 im Jahr 2011 zugenommen. Eine Evaluierung der IBA hat erge-
ben, dass drei Viertel der IBA-Betriebe mit diesem Modell zufrieden sind.

Zukiinftig soll die Lehre auch fiir neue Zielgruppen zu einer interessanten Option werden. Da-
fiir wird es als notwendig betrachtet, das Berufsausbildungssystem an die Erfordernisse der Ziel-
gruppen anzupassen.

In der Schweiz wurde im Jahre 1999 auf Grundlage einer Verfassungsidnderung ein neues
modernes Berufsbildungsgesetz umgesetzt. Dafiir war eine allgemeine Rahmenregelung des
Bundes erforderlich, die eine Zusammenarbeit aller an der beruflichen Bildung beteiligten
Protagonisten festschrieb, mit dem Ziel einer partnerschaftlichen Ubereinkunft beziiglich be-
rufsbildungspolitischer Vorschriften. Das Gesetz regelt nun den gesamten Berufsbildungssektor,
einschl. Benachteiligten- und Behindertenausbildung (siehe dazu STAATSSEKRETARIAT FUR BIL-
DUNG, FORSCHUNG UND INNOVATION 2014).

Abbildung 9
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Quelle: http://www.eba.berufsbildung.ch/dyn/2678.aspx (Stand: 04.08.2015)
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Eine Besonderheit ist: Nach dem aktuellen Berufsbildungsgesetz wird mit einer zweijdhrigen be-
ruflichen Grundbildung mit eidgendssischem Berufsattest die bisherige ,Anlehre“ abgeldst.
Heute durchlaufen die Absolventinnen und Absolventen eine standardisierte Bildung. Die Bil-
dung findet im Betrieb, der Berufsfachschule und in {iberbetrieblichen Kurszentren statt. Der
Lehrbetrieb bildet die lernende Person in der beruflichen Praxis aus. Zu diesem Zweck schlieen
beide Parteien vor Beginn der Bildung einen schriftlichen Lehrvertrag ab, der vom kantonalen
Berufsbildungsamt genehmigt werden muss. Anschlussféhig ist eine drei- oder vierjahrige beruf-
liche Grundbildung mit eidgendssischem Fahigkeitszeugnis. Die bereits erworbenen Fahigkeiten
werden bei der weiteren Bildung im Berufsfeld angerechnet. Die Durchlassigkeit wird in den je-
weiligen Bildungsverordnungen entsprechend geregelt (= Abbildung 8). Somit haben auch Ju-
gendliche mit (sonder-)pddagogischem Forderbedarf die Moglichkeit, einen anerkannten Be-
rufsabschluss mit Anschlussmoglichkeiten zu erlangen.

2.6 Fazit

Reformansitze in Osterreich und in der Schweiz verdeutlichen, dass es moglich ist, die duale Be-
rufsausbildung zu modernisieren und gleichzeitig die berufliche Bildung in ein Gesamtbildungs-
system einzubinden (vgl. GREINERT 2013, S.37).

Positiv kann die Einfiihrung eines gesetzlichen Anspruchs auf eine berufliche Ausbildung be-
wertet werden. Dies wird der Zielperspektive einer inklusiven Berufsbildung insofern gerecht,
weil damit allen Jugendlichen und Erwachsenen Zuginge zur Berufsbildung er6ffnet und Lern-
gelegenheiten gegeben werden konnten, unabhingig von Geschlecht, sozialen und 6konomi-
schen Voraussetzungen.

Kritisch anzumerken ist, dass sich die Osterreichische Ausbildungsgarantie nur auf Jugendli-
che bis 18 Jahre bezieht, die die Pflichtschulzeit beendet haben. D.h., damit werden bestimmte
Zielgruppen nicht erreicht, bspw. dltere Jugendliche und junge Erwachsene, Abgidnger/-innen
weiterfithrender Schulen oder Studienaussteiger/-innen. Die staatliche Finanzierung einer Erst-
ausbildung wird vielfach problematisiert, weil befiirchtet wird, dass sich Betriebe damit aus
ihrer Ausbildungsverantwortung zuriickziehen konnten (bspw. DUSSELDORF/ROSENDAHL 2014;
TrinkO 2012).

Gleichwohl konnte Deutschland auf bereits bestehende Erfahrungen der Nachbarldander zu-
riickgreifen, wenn strukturelle Verdnderungen des Berufsbildungssystems angestrebt werden.
So wire auch zu priifen, ob die in der Schweiz eingefiihrte zweijahrige berufliche Grundbildung
eine Alternative fiir die Qualifizierung behinderter Menschen nach speziellen Ausbildungsrege-
lungen (§ 66 BBiG bzw. §42m HwO) sein konnte.
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KIRSTEN VOLLMER

Integration — Teilhabe — Inklusion: Berufliche
Bildung behinderter Menschen im Spannungs-
feld zwischen politischer Losung und Berufs-
bildungspraxis

1 Positionierung

Inklusion als ethische Maxime — verstanden als Wertschatzung aller Menschen in ihrer jeweili-
gen individuellen Einzigartigkeit — ist in der Bundesrepublik Deutschland ebenso unstrittig wie
die Vorstellung, dass hochwertige Bildung allen Menschen unabhéngig von Zugehorigkeiten
und Zuschreibungen offenstehen muss. Die Deutsche UNESCO-Kommission hat diesen gesell-
schaftlich-politischen Konsens in der Abschlusserkldrung ihres Bildungsgipfels im Marz 2014
noch einmal formuliert und bekréftigt (Bonner Erkldrung zur Inklusiven Bildung in Deutschland
2014). Dieser normative Grundgedanke findet seinen Ausdruck bereits in Artikel 3 des Grundge-
setzes und wird mit Gesetzgebungsprozessen wie beispielsweise dem zur Erarbeitung des Neun-
ten Sozialgesetzbuches (SGB IX) und dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) konti-
nuierlich konkretisiert.

Inklusion als Fortentwicklung des Integrationsgedankens ist eine sinnvolle Paradigmenergan-
zung, um die systemische Seite — d.h. die Ausrichtung von Bildungsstrukturen und -angeboten
auf die Einbeziehung aller Menschen ,,von vornherein“ — starker zu fokussieren und diesbeziig-
lich Schwachstellen, Barrieren und Handlungsbedarfe zu identifizieren.

Zugleich verliert der integrative Ansatz mit seiner Perspektive, jenseits programmatischer Sys-
temwechsel konkreten Zugang und Einmiindung in Ausbildung und Beschéftigung zu erreichen,
nicht an Bedeutung. Insofern sind Anstrengungen, Integration und Inklusion insbesondere iiber
terminologisch-ideologische Diskurse in ein (kiinstliches) Gegensatzverhéltnis zu setzen, wenig
konstruktiv, vielmehr ist die Zielgleichheit zu sehen und deren Umsetzung anzustreben.

In diesem Sinne kann die Beriicksichtigung der englischsprachigen Fachliteratur mit ihrer
pragmatisch-praxisorientierten Perspektive, in der theoretische Diskurse und Kontroversen iiber
eine prinzipielle oder partielle Differenz zwischen Integration und Inklusion kaum vorkommen
(Hinz 2002), die (berufs-)bildungspolitischen Diskussionen in Deutschland erden.

Dies ware umso zielfiihrender, da eine Verabsolutierung von Inklusion als alleiniger, ,,exklusi-
ver“ bildungspolitischer Leitidee nicht nur aufgrund unzureichender Empirie, problematischer
Datenlage (vgl. NiIEHAUS U.A. 2012 und VoLLMER/HEISTER im Datenreport 2013a, S.209) und
gleichwertiger anderer bildungspolitischer Leitvorstellungen unangemessen, sondern dariiber
hinaus sowohl soziologisch als auch padagogisch kurzschliissig ist.

Insbesondere dogmatische Vorstellungen von Inklusion, nach denen jede Form von Differen-
zierung als ,,inklusionsfeindlich® verworfen wird, sind in Anlehnung an HonNETHS Theorie der
egalitdren Differenz (HoNNETH 1992) als (berufs-)bildungspolitischer Kompass untauglich, da
ein differenzunempfindlicher Egalitarismus eine vermeintliche Gleichheit schafft, die die unter-
schiedlichen Ausgangslagen verdeckt und nicht zu deren Ausgleich im Sinne von Chancen-
gleichheit fiihrt.
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Stattdessen gilt es, Beeintrachtigungen zu sehen, um etwaigen Unterstiitzungsbedarf zu identifi-
zieren und zu beantworten, ohne gleichzeitig iiber Unterschiede zu hierarchisieren: ,Der Mal3-
stab ist die Vielfalt in ihrer Verschiedenheit und nicht eine allgemeingiiltige Norm, die es zu er-
reichen gilt, aber auch nicht eine Vielfalt einer positionslosen Beliebigkeit, sondern eine, die die
Differenzen an- und ausspricht. Vielfalt als Beliebigkeit wire z.B. ,Wir sind ja alle behindert®.
Das wiére Einfalt — einfaltig! Wir miissen iiber Unterschiede reden kénnen, ohne dass hierdurch
Stigmatisierungsprozesse in Gang gesetzt werden® (JERG 2006, S. 3).

Wege aus diesem moglichen Dilemma sucht der neue Teilhabebericht der Bundesregierung,
der an die Stelle des friiheren sogenannten Behindertenberichts getreten ist, mit dem Lebensla-
genansatz einzuschlagen. Mit dem Begriff , Lebenslage“ wird im Teilhabebericht die ,,Gesamtheit
der Ressourcen und Beschrankungen bezeichnet, die eine Person bei der Verwirklichung eigener
Lebensvorstellungen beeinflussen“ (BUNDESMINISTERIUM FUR ARBEIT UND SOZIALES 2013). Aus-
driicklich davon ausgehend, dass Beeintrachtigungen Teil menschlicher Vielfalt sind — es normal
ist, verschieden zu sein —, wird Behinderung als Folge von Benachteiligung aufgefasst — nicht als
unvermeidliche Folge einer bestehenden Beeintrachtigung. Zugleich werden Beeintrachtigun-
gen nicht unter der simplifizierenden, antinomischen Losung ,Von der Defizitorientierung zur
Ressourcenorientierung® ausgeblendet.

Auch bleibt ein Inklusionsverstandnis unterkomplex und tendenziell totalitdtsblind, das die
Systemtheorie ignoriert. Mit der Einfithrung des Begriffspaars Inklusion/Exklusion als wertneu-
trale Konstitutionsbedingung moderner Gesellschaften hat Niklas LunmANN (LUHMANN 1995
und 1997) Grundlagen geschaffen, um der Komplexitdt und Differenziertheit realer Gegeben-
heiten zu entsprechen und Fortentwicklungen anzugehen. Eine Riickkopplung der Inklusions-
diskussion an die soziologische Systemtheorie kann dazu beitragen, die gegenwartig oft von
Emotionalitdt und Bekenntnishaftigkeit (vgl. BERTELSMANN-STIFTUNG 2014) gepragte Diskus-
sion iiber Inklusion zu versachlichen und neben Chancen und Herausforderungen auch Risiken
und Grenzen von Inklusion ins Blickfeld zu riicken. So konnten auch konkrete Fragen der Opera-
tionalisierung und Operationalisierbarkeit den notwendigen Stellenwert erhalten und ihre Be-
antwortung nachdriicklicher aufgenommen werden.

Da Berufsbildung auch der Systematisierung, Strukturen und Ordnungsmittel bedarf, ist mit
Blick auf den teilweise hochgradig spezifischen Férderbedarf eine fachlich hochwertige Diagnos-
tik unverdndert unverzichtbar (deren zentrale Bedeutung stellt auch der Nationale Bildungsbe-
richt 2014 heraus) und Systematisierung nicht mit Etikettierung oder gar Stigmatisierung gleich-
zusetzen — und dadurch zu denunzieren.

Systematisierung und Individualisierung sind als einander ergdnzende Parameter anzulegen.
Ein einseitig auf individuelle Forderung setzender Ansatz fiihrt nicht zu Strukturen und Ord-
nungsmitteln.

So ist der Zielgruppenansatz nicht als ,,iiberholt“ abzulehnen, sondern im Bewusstsein seiner
grundsétzlichen Problematik/Ambivalenz in gebotener Vorsicht fortzuentwickeln.

Bezugnehmend auf SticHwEH (STicHWEH 2005 und 2009) ist die Gefahr einer exkludierenden
Inklusion zu erkennen, wenn zielgruppenausgerichtete Strukturen und Bildungsangebote grund-
sétzlich abgelehnt und im Ergebnis abgeschafft wiirden. Stattdessen ist zu beriicksichtigen, dass
je nach Ausgangslage und Forderbedarf lebensphasen-/bildungsbereichsweise inkludierende Ex-
klusion (Forderschulen, Berufsbildungswerke, Berufsforderungswerke sowie auch Instrumente
wie Fachpraktiker/-innen-Berufe u.a.) zum gewiinschten Ziel beruflicher Handlungsfahigkeit
und damit tatsadchlicher (beruflicher) Teilhabe fiihrt, wo andernfalls Integration in Ausbildung,
Beschaftigung und Gesellschaft nicht gelingt (vgl. NEUMANN 2010; BiIERMANN 2015, S.15).
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Angesichts dessen ist auch die absichtsvoll negative Assoziationen auslosende Verwendung der
Begriffe ,,Separation“ und ,Selektion® fiir Bildungsinstrumente und Lernorte, die der besonde-
ren Forderung von Personen(-gruppen) dienen, der Komplexitiat der Herausforderungen unan-
gemessen.

Der Inklusionsansatz ist nicht auf Struktur- und Organisations-/Institutionenfragen zu veren-
gen, sondern insbesondere die Lernortfrage differenziert zu beantworten.

2 Konsequenzen fiir die Gestaltung einer zukunftsorientierten und modernen Aus-
und Weiterbildung

Inklusion wird vorrangig mit Blick auf behinderte Menschen gesehen und diskutiert. Insbeson-
dere auf der politischen Ebene sind sowohl der Nationale Aktionsplan der Bundesregierung zur
Umsetzung der VN-Konvention (NATIONALER AKTIONSPLAN 2011) als auch entsprechende Ak-
tionspldne der Lander, Kommunen und Organisationen, Institutionen und Unternehmen (vgl.
Inklusionsplan von BOEHRINGER als erster eines grofderen Unternehmens und pragendem Mit-
glied des Unternehmensforums) auf diese Personengruppen ausgerichtet.

Auch der aktuelle Koalitionsvertrag zwischen den die Bundesregierung tragenden Parteien
spricht von Inklusion im Kontext ,Eingliederung junger Menschen mit Behinderung in eine Be-
rufsausbildung” (KoALITIONSVERTRAG 2013, S.31), und die Partner des BIBB in der Berufsbil-
dung richten ihre Aktivititen entsprechend aus (Beispiele: Die Initiative ,,Inklusion gelingt!“ der
Spitzenverbdnde der deutschen Wirtschaft, BDI, DIHK und ZDH, das Positionspapier der BDA ,,Bil-
dung inklusiv. Potengziale entfalten durch Inklusion®, 2014 und der Leitfaden fiir kleinere und mitt-
lere Unternehmen des DIHK ,,Chance Inklusion: Menschen mit Behinderung ausbilden und beschdfti-
gen®, 2014).

Mit dem Dreiklang aus Prioritdt der Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen (§64
BBiG/§ 42k HwO), Anwendung von Nachteilsausgleich bei Durchfiihrung und Priifung der Aus-
bildung (§65 BBiG/§42]1 HwO) und Ausbildungsgangen, die ausschliellich bei besonderer Art
und Schwere der Behinderung vorgesehen sind (§ 66 BBiG/§42m HwO), bietet sich ein inklu-
sionstauglicher Rechtsrahmen, den es kontinuierlich inhaltlich zu gestalten und fortzuentwi-
ckeln gilt (VoLLMER 2013b).

Als Kompass zur Gestaltung eignen sich insbesondere die berufsbildungspolitisch wie auch
berufsbildungspraktisch mafgeblichen Kriterien Anschlussfahigkeit, Durchléssigkeit, Zugéang-
lichkeit und Individualisierung. Diese Kriterien konnen als Inklusionsindikatoren angewendet
werden. Damit muss, kann und sollte nicht der Anspruch erhoben werden, Berufsbildung voll-
stindig neu auszurichten, aber es konnen die bisherigen Blickwinkel und Schwerpunkte im
Sinne einer Paradigmenerginzung erweitert werden (vgl. auch NATIONALER BILDUNGSBERICHT
2014).

So sind die historisch gewachsenen Strukturen, Instrumente und Angebote daraufhin zu iiber-
priifen, inwieweit mehr behinderte Menschen als bisher ,,regulidr” — d. h. vor allem auch betrieb-
lich und in anerkannten Ausbildungsberufen gema(3 §4 BBiG/§25 HwO — ausgebildet werden
koénnen.

Hier kommt weniger strukturellen Fragen als vielmehr der Bereitschaft und Fahigkeit der Be-
triebe, behinderte Menschen auszubilden, entscheidende Bedeutung zu: ,Die fiir eine inklusive
Berufsausbildung zentrale Frage, wie die Unternehmen und Betriebe dazu bewegt werden kon-
nen, verstiarkt auch Menschen mit Behinderungen und/oder mit fehlenden bzw. schwicheren
Schulabschliissen auszubilden, ist nach wie vor offen“ (PFisTER 2014, S. 230).
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Bei der Beantwortung dieser Frage kommt den Kammern eine Schliisselstellung zu, die es wahr-
zunehmen und zu stérken gilt: Sie kennen die regionalen wirtschaftlichen Gegebenheiten, sind
Ansprechpartner fiir Unternehmen und Betriebe, in ihren Gremien wirken die Vertreter/-innen
des zweiten Lernortes, der Berufsschulen, mit und kooperieren mit den Agenturen fiir Arbeit.
Als anerkannter und vertrauter Partner der Betriebe konnen sie ergebnisorientiert fiir die Ausbil-
dung behinderter Menschen beraten und dabei sowohl iiber finanzielle Fordermoglichkeiten
(wie z.B. Probebeschiftigung und Ausbildungszuschiisse der Bundesagentur fiir Arbeit als auch
Zuschiisse zur Schaffung neuer Ausbildungs- und Arbeitsplédtze seitens der Integrationsdmter)
informieren, aber auch bei der Vermittlung von (Schul-)Praktikumsstellen weichenstellend agie-
ren. Sind Schliisselfiguren des regionalen Arbeitsmarkts fiir die Ausbildung behinderter Men-
schen gewonnen und in dieser aktiv, fordert dies das Interesse anderer und erleichtert deren ent-
sprechenden Einstieg (VoLLMER 2013b, S.357).

Durch das zeitliche Zusammentreffen der Themen Inklusion, demografischer Wandel und
Fachkraftemangel haben die Spitzenorganisationen behinderte Menschen bereits als ,,Potenzial“
in den Blick genommen: Teilweise gemeinsam mit ihrem Sozialpartner und auch dem BMAS ha-
ben sie — unter Einbeziehung der Expertise des BIBB — Initiativen entwickelt.

Diese gilt es fortzuentwickeln.

So konnen die Sozialpartner z.B. durch Informations- und Bildungsangebote fiir ihre jeweili-
gen Vertreter/-innen in den Berufsbildungs- und Priifungsausschiissen der Kammern (VOLLMER
2014b, S.17-20) dazu beitragen, berufliche Bildung behinderter Menschen einschliel3lich der
vom Gesetzgeber aufgetragenen Instrumente des Nachteilsausgleichs zu einer flichendeckend
praktizierten Selbstverstdandlichkeit zu entwickeln — und damit Inklusion konkret bewirken.
Mittels einer kompetenten, konstruktiv-kreativen Anwendung des Nachteilsausgleichs durch
die Kammern kann die Zahl an Ausbildungen behinderter Menschen in Ausbildungsberufen
gemal} §4 BBiG/§25 HwO und damit der Grad ihrer beruflichen Teilhabe und Inklusion erhoht
werden.

Die konkrete Herausforderung besteht darin, die zustindigen Stellen als die Hauptverant-
wortlichen bei der Umsetzung des Nachteilsausgleichs zu unterstiitzen. Diese Unterstiitzung
konnen Schulen, Arzte und Arztinnen, Psychologen und Psychologinnen und anderes Fachper-
sonal durch Gutachten leisten, die Vorschldge zur Gestaltung des Nachteilsausgleichs beinhal-
ten. An vielen weiteren Orten — z.B. Integrations- und Jugenddmtern, Arbeitsagenturen — kann
intensivere Informationsarbeit geleistet werden, um betroffene Menschen zu erreichen (VoLL-
MER 2015, S.36-37).

Das BIBB erwartet von der Veroffentlichung seines hochgradig nachgefragten aktuellen Hand-
buchs fiir die Ausbildungs- und Priifungspraxis behinderter Auszubildender ,,Nachteilsausgleich
fiir behinderte Auszubildende“ (VOLLMER/FROHNENBERG 2014c¢) entsprechende Impulse.

Erfolgreiche Ansitze und Instrumente wie Berufswegeplanung (vgl. NATIONALER PAKT FUR
AUSBILDUNG UND FACHKRAFTENACHWUCHS IN DEUTSCHLAND 2009 und das gemeinsame Vorha-
ben ,,STAR — SCHULE TRIFFT ARBEITSWELT* zur Integration schwerbehinderter Jugendlicher
der NRW-Ministerien Arbeit, Integration und Soziales und fiir Schule und Weiterbildung, der
Landschaftsverbiande Rheinland und Westfalen-Lippe, der Regionaldirektion der Bundesagentur
fiir Arbeit und der Gesellschaft fiir innovative Beschaftigungsférderung) und verzahnte Ausbil-
dung (zwischen Betrieben und Bildungseinrichtungen mit qualifiziertem Fachpersonal, vgl.
SEYD/PECHTOLD/SCHULZ/VOLLMERS 2009) zeigen, dass das Zusammenspiel der regionalen Ak-
teure fiir die erfolgreiche Einmiindung in Ausbildung und Beschéftigung entscheidend ist. Hier
gilt es, bewdhrte Ansétze weiterzuverfolgen und weitere Ansatzpunkte zu erkennen sowie Wege
zur Starkung (Information und Qualifizierung) entscheidender , Gatekeeper®, wie z. B. Rehabili-
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tationsberater/-innen der Agenturen fiir Arbeit und Ausbildungsberater/-innen der zustdndigen
Stellen, anzulegen.

Damit passgenaue Losungen gefunden werden konnen, muss die individuelle Beratung (als
wichtiges Element der Berufsorientierung) frei von ,,Holzschnittartigkeit“/Automatismen und
,Verkaufsdruck® stattfinden. Beispielsweise bergen die traditionellen, installierten Kooperatio-
nen zwischen Forderschulen und Einrichtungen der beruflichen Bildung die Gefahr einer unre-
flektierten Empfehlung/Orientierung in diese Richtung, ohne nachdriicklich Alternativen zu kla-
ren. Die ,Einkaufspraxis“ der Bundesagentur fiir Arbeit bzw. ihrer Regionaldirektionen und
Regionalen Einkaufszentren birgt das Risiko, dass Rehabilitationsberater/-innen eingekaufte
bzw. preisverhandelte Malinahmen zu fiillen haben und dadurch mehr in diese zuweisen, als
entsprechend individueller Gegebenheiten ergebnisoffen zu beraten. Auffilligkeiten in der re-
gionalen Verteilung — und hier besonders das Ost-West-Gefille — verstirken diese Annahme
(DATENREPORT 2012).

Generell sind Forderpolitik und -praxis der Bundesagentur fiir Arbeit (als dem fiir das Feld
maldgeblichen Leistungstriager) als entscheidende Groéf3e im Praxisfeld ,,Berufliche Bildung“ zu
sehen, zu beriicksichtigen und auch kritisch zu thematisieren. Dies gilt insbesondere, da die
Schwierigkeiten der Operationalisierung des Behinderungsbegriffs dort beginnen, wo es den be-
stehenden Rechtsrahmen in der Berufsbildungspraxis umzusetzen heifst. Die (gewiinschte) Of-
fenheit des Behinderungsbegriffs mit dessen Orientierung an Teilhabe trifft dort auf die Ndhe
und zugleich Fragen der Abgrenzung gegeniiber Begriffen wie Beeintrdachtigung und Benachtei-
ligung. So unterscheiden Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung in ihrem jeweiligen Ka-
pitel zur Berufsbildung fiir besondere Personengruppen in je eigenen Abschnitten zwischen der
Berufsbildung behinderter Menschen und der Berufsausbildungsvorbereitung fiir einen Perso-
nenkreis ,lernbeeintrachtigte oder sozial benachteiligte Personen“ (§68, Abs.1 BBiG /§42o0,
Abs.1 HwO), doch bis heute fehlt ein iibergreifender (Fach-)Konsens, wie — und teilweise sogar
ob - Behinderung und Beeintrdachtigung voneinander zu unterscheiden bzw. abzugrenzen sind.
Fiir die Berufs- und damit Lebenswege behinderter Menschen erhélt in der Folge die jeweils ak-
tuelle Forderpraxis der Bundesagentur fiir Arbeit entscheidende Bedeutung (VoLLMER 2012b,
S.2).

Alle an der Beratung und Entscheidungsfindung beteiligten Akteure — Lehrkréfte in allgemei-
nen wie in Forderschulen, Rehabilitationsberater/-innen in den Agenturen fiir Arbeit, Mitarbei-
ter/-innen der Integrationsdmter, aber auch vor allem der Kammern — bediirfen neben fundier-
ten Kenntnissen iiber (rechtliche) Rahmenbedingungen und Zustandigkeiten auch sowohl eines
klaren Bewusstseins ihrer jeweiligen Rolle und ihres Auftrags als auch einer ausgeprégten Fahig-
keit und Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den anderen Akteuren im Feld. An dieser fiir das
Gelingen von Inklusion entscheidenden Schnittstelle besteht {iber gut funktionierende Beispiele
hinaus Verbesserungsbedarf.

Einen zielfiihrenden, auszubauenden Ansatz stellt diesbeziiglich die vierte Saule der ,Initia-
tive Inklusion® (Kernstiick des Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung der
VN-Konvention) zur Implementation von Inklusionskompetenz in den Kammern dar (RicHTLI-
NIE INITIATIVE INKLUSION 2011).

Soll die (erklarte politische) Absicht, mehr betriebliche Ausbildung zu erzielen, verwirklicht
werden, muss auch der Lernort Berufsschule angemessen gesehen und in Prozesse einbezogen
werden (PFISTER 2014, S.239).
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Geeignete MaRnahmen, den Zugang behinderter Menschen zu beruflicher Ausbildung zu for-
dern, liegen hier in Losungen fiir folgende Fragen:

» Wie kann eine dem sonderpddagogischen Forderbedarf entsprechende Beschulung ausse-
hen, wenn es keine Sonderberufsschulen gibt oder geben soll?

» Wie konnen vorhandene Berufsschulangebote (z.B. die integrierten Berufsschulen der Be-
rufsbildungswerke) fiir Auszubildende einer betrieblichen Ausbildung nicht nur in Einzelfal-
len, sondern z. B. basierend auf strukturellen Anpassungen/Verdanderungen genutzt werden?

» Wie konnen trotz regionaler Zustandigkeiten und (Bezirks-/Landes-)Grenzen fach- und for-
derungsbedarfsorientierte Beschulungen ermoglicht werden, obwohl es aufgrund eher Kklei-
ner Fallzahlen nicht zu grof3eren Gruppen an vergleichbar behinderten Auszubildenden
kommt? (VoLLMER 2013b, S.357).

Unter Inklusionsgesichtspunkten sind auch jene Zugénge zu beruflicher Bildung einzubeziehen,
die nicht unter den rechtlichen Rahmenbedingungen der klassischen dualen Berufsausbildung
erfolgen. Hierzu zdhlen nicht zuletzt aufgrund der quantitativen Dimension die Werkstéatten fiir
behinderte Menschen mit ihrem Berufsbildungsbereich.

Indem die berufliche Bildung in den Werkstatten deutlicher und konkreter auf die duale Be-
rufsausbildung auf der Grundlage von BBiG und HwO ausgerichtet und anrechenbar wird, kon-
nen ganz im Sinne der als Inklusionsindikatoren genannten Kriterien Anschlussfahigkeit, Durch-
lassigkeit, Zuganglichkeit und Individualisierung Uberginge erleichtert werden. Auf diese Weise
kann der Lern- und Beschéftigungsort Werkstatt, der nach mehrheitlicher Auffassung ein-
schlie3lich der des zustdndigen Fachressorts, des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales,
auch zukiinftig unverzichtbar ist, ndher an die klassische duale Berufsbildung herangeriickt wer-
den und von seinem vermeintlichen oder tatsidchlichen Charakter einer ,,Sonderwelt“ verlieren.
Zu Recht fordert TRENK-HINTERBERGER, statt zwischen der sofortigen oder zumindest baldigen
Abschaffung der Werkstétten fiir behinderte Menschen und dem weitgehenden Bewahren der
Einrichtungen in ihrer jetzigen Gestalt zu polarisieren, den Vorgaben des Artikels 27 des Uber-
einkommens der Vereinten Nationen fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen (2006)
durch einen Umgestaltungsprozess zu entsprechen (TRENK-HINTERBERGER 2015, S. 109).

Auch gilt es, jene Bereiche/Felder zu fokussieren, in denen bisher keine Strukturierung und
Standardisierung von Berufsbildungsangeboten besteht — wie beispielsweise ,,oberhalb“ des
Werkstattenbereichs. Hier gilt es zu untersuchen, ob fiir jene behinderten Menschen, die nicht
die hohen Unterstiitzungsleistungen und den Schutzraum einer Werkstatt benétigen und fiir
eine hohere berufliche Qualifizierung geeignet sind, fiir die aber die Anforderungen einer Fach-
praktiker/-innen-Ausbildung zu hoch sind, ausreichend passfdahige Berufsbildungsangebote be-
stehen.

Die Einfithrung des die Platzierung vor die Qualifizierung setzenden Instruments ,Unter-
stlitzte Beschaftigung® im Mai 2009 stellt einen Ansatz in diese Richtung dar.

Auch sind Ergebnisse des vom Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV) geforderten Modellvorhabens , Entwicklung einer Methode zum Auf-
bau eines regionalen Netzwerkes von landlichen Dienstleistern und landwirtschaftlichen Betrie-
ben mit Werkstétten fiir behinderte Menschen als Beitrag zur Forderung der Entwicklung
landlicher Raume“ (FiBL 2012) mit dem konzeptionellen Ansatz, Qualifizierungsbausteine fiir
die Ausbildung behinderter Menschen zu nutzen und zu standardisieren, in diesem Kontext inte-
ressant und deren moglicher Transfer in andere Berufs- und Beschaftigungsfelder zu klaren.
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3 Was bedeutet das fiir die Qualifizierung des Personals?

Die internationale HATTIE-Studie (HATTIE 2009) hat die zentrale Bedeutung des Lehrers/der
Lehrerin fiir alle Lernprozesse noch einmal nachdriicklich ins Blickfeld geriickt. Viele Ergebnisse
seiner umfangreichen Untersuchung sind auch fiir die Berufsbildung relevant und bestétigen vo-
rangegangene Erkenntnisse und Erfahrungen. Sie verweisen auf den begrenzten Einfluss, den
Strukturen im Rahmen des Gesamtgeschehens Bildung haben, und auf die Bedeutung, die die
Qualitat des Bildungspersonals — nicht nur fiir den Lernerfolg — hat.

Die Einfiihrung der Fortbildungspriifungsverordnungen fiir Berufs- und Weiterbildungspa-
dagogen/-padagoginnen und Berufspadagogen/-padagoginnen markieren einen wesentlichen
Schritt innerhalb des Prozesses, den Stellenwert der Qualitit des betrieblichen Ausbildungsper-
sonals zu erkennen und daraus Folgerungen zu ziehen (BLoTz 2011).

Fiir die Anforderungen an das Bildungspersonal sind die Ausgangslagen der Auszubildenden
und damit insbesondere die Frage relevant: Handelt es sich um ,iibliche” Heterogenitit oder um
Auszubildende mit ausgepriagten Behinderungen?

Der in der allgemeinen Wahrnehmung , klassische“ behinderte Mensch, der/die kognitiv nicht
beeintrdchtigte Rollstuhlfahrer/-in, ist fiir die Berufsbildungspraxis eher ,,unkompliziert“, da sei-
nen/ihren behinderungsbedingten Bedarfen grof3tenteils durch bauliche/technische Vorkehrun-
gen und Hilfen entsprochen werden kann.

Sinnesbehinderte Menschen haben aufgrund ihrer Beeintrachtigungen ganz andere Unter-
stiitzungsbedarfe als z. B. lernbehinderte Jugendliche, die ihrerseits nicht identisch sind mit Ju-
gendlichen, die sich ,,nur etwas mit dem Lernen schwertun®.

Durchgingig bildungsrelevant bzw. anspruchsvoll/anforderungsintensiv fiir alle Bereiche der
Berufsbildungspraxis von der betrieblichen und auf3erbetrieblichen dualen Ausbildung bis zum
Berufsbildungsbereich in den Werkstatten fiir behinderte Menschen ist die steigende Zunahme
psychischer Behinderungen und Mehrfachbehinderungen. Diese wachsenden Zahlen stellen das
(Aus-)Bildungspersonal vor neue Herausforderungen und begriinden bisher nur ansatzweise er-
fassten Weiterbildungsbedarf (VoLLMER 2012b).

Relevant in diesem Kontext sind auch die Untersuchungsergebnisse der Erhebungen der Uni-
versitdit Hamburg (SEyD/ScHuLz 2012) zu den Eingangsvoraussetzungen Auszubildender in Be-
rufsbildungswerken. Die Untersuchung der Teilhabeeinschrankungen kommt zu dem Resultat,
dass lernbehinderte junge Menschen iiberdurchschnittlich viele Schwierigkeiten mit beruflichen
Anforderungen haben. Die Untersuchung bestitigt Erfahrungen aus der Praxis, dass gerade die
nicht offensichtlichen, nicht sichtbaren Behinderungen den hochsten Forderbedarf haben — und
damit auch die hochsten Anforderungen an das Bildungspersonal begriinden.

Konzepte und Entscheidungsprozesse mit dem Ziel, im Zuge von Inklusion das Bildungsperso-
nal in allen Bereichen starker als bisher auch mit Blick auf behinderte Menschen zu qualifizieren,
sind fortzuentwickeln. Zugleich ist davon auszugehen, dass auch zukiinftig spezielle Institutio-
nen und padagogische Settings unverzichtbar sein werden, um sehr spezifischen Unterstiitzungs-
bedarfen mit entsprechend ausgepragter spezifischer Fachkompetenz zu entsprechen.

Daher ist — analog zu aktuellen Prozessen bei der curricularen Umgestaltung von Studien-
géngen zur Lehrer- und Lehrerinnenbildung — sowohl {iber die Aufnahme einer entsprechenden
Standardberufsbildposition in Ausbildungsordnungen, die Implementation entsprechender Kom-
petenzbildung bei Qualifizierungsangeboten zur AEVO als auch gleichzeitig iiber die Qualifizie-
rung und die Einsatzorte (spezielle Lernorte, Kompetenzzentren, mobile Dienste) jenes Bil-
dungspersonals zu beraten, das den Erhalt und die Fortentwicklung dariiber hinausreichender
spezifischer Fachkompetenz gewéhrleistet.
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Die Erfahrung mit der Einfiihrung der rehabilitationspddagogischen Zusatzqualifikation fiir Aus-
bilder/-innen, die in Fachpraktiker/-innen-Berufen ausbilden, hat gezeigt, dass die entsprechen-
den Diskussions- und Entscheidungsprozesse konflikttrachtig sind und ein hohes Maf3 an Infor-
mations- und Beratungsaufwand erfordern (vgl. BREITSAMETER 2014). Sie hat aber auch gezeigt,
dass selbst anfangliche Kritiker/-innen durch eben diese gewonnen bzw. zumindest von einer
grundséatzlichen Anerkennung der Sinnhaftigkeit einer derartigen Qualifizierung iiberzeugt wer-
den konnen.

Ob die Vorgaben der Rahmenregelung (BIBB-HauprTausscHuUss 2010) zur rehabilitationspa-
dagogischen Zusatzqualifikation einschlief3lich der zum zeitlichen Umfang und den Inhalten
(VorLLMER 2012a) und das entsprechende Rahmencurriculum (BIBB-HaupTausscHuss 2012)
im Einzelnen zielgerecht und praxistauglich und die zustédndigen Stellen mit diesen gleicherma-
Ben ausreichende Orientierung als auch Ermessensspielraum fiir die Umsetzung haben, sollte
im Rahmen einer mittelfristig durchzufiihrenden Evaluierung der Rahmenregelung untersucht
werden.

4 Welche Unterstiitzungsinstrumente und -strukturen sind bereits vorhanden und
welche weiteren sind erforderlich?

Konzepte und Instrumente wie Bildungsketten, Ausbildungsbegleitende Hilfen, Assistierte Aus-
bildung, Berufseinstiegsbegleitung u.a. sind auf breite, iiber behinderte Menschen hinausge-
hende Zielgruppen ausgerichtet und dhnlich wie Ansétze, die unter dem auch im Koalitionsver-
trag genannten Stichwort ,,Jugendberufsagenturen“ gebiindelt werden, auch fiir viele behinderte
Menschen geeignet.

Mit Blick auf die unterschiedlichen, speziellen Ausgangslagen behinderter Menschen hat sich
insbesondere der Ansatz Verzahnte Ausbildung (BUNDESMINISTERIUM FUR ARBEIT UND SOZIALES
2009) bewéhrt. Mit diesem auch mit dem Hermann-Schmidt-Preis ausgezeichneten Konzept,
das nach einer Modellerprobungsphase inzwischen von Berufsbildungswerken als Regelangebot
praktiziert wird, gelingt es, behinderte Jugendliche in weiten Strecken ihrer Ausbildung betrieb-
lich auszubilden, Betriebe an die Ausbildung behinderter Menschen heranzufiihren, indem ih-
nen die verlédssliche Unterstiitzung einer erfahrenen Bildungseinrichtung geboten wird, und
eine ausbildungsforderliche Lernortkooperation zu erreichen (vgl. PFIsTER 2014, S. 238).

Inwieweit die im Rahmen des von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke,
der Bundesagentur fiir Arbeit, Berufsbildungswerken und anderen Bildungstragern durchge-
fiihrte, vom BMAS geforderte und vom Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) fachlich
und wissenschaftlich begleiteten Projekts TrialNet (GALILAER/UrHOLZ 2013) erprobte Ausbil-
dung behinderter Menschen in Ausbildungsbausteinen ein geeignetes Instrument sein kann,
sollte umfanglicher erprobt und untersucht werden, bevor hierzu grundséatzliche Empfehlungen
ausgesprochen werden.

Die bisherigen Ergebnisse und Erfahrungen sprechen dafiir, dass Betriebe der Ausbildung in
Ausbildungsbausteinen deutlich weniger aufgeschlossen gegentiberstehen als Bildungseinrich-
tungen fiir viele behinderte Auszubildende, die mit der Zertifizierung von Teilabschnitten einer
Ausbildung verbundene Haufung an Priifungen ungeeignet ist und der Priifungsaufwand aufsei-
ten der Kammern ebenso zu beriicksichtigen ist wie die Aufweichung des Berufekonzepts und
die Gefahr, dass die Ablegung von Einzelpriifungen dazu fiihrt, keine weiteren anzuschlie3en
und damit keinen Berufsabschluss zu erreichen.

Ein wichtiges Strukturelement zur Forderung der beruflichen Bildung behinderter Menschen
sind Ausbildungsregelungen der zusténdigen Stellen.
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Mit dem Instrument ,,Ausbildungsregelung“ beauftragen BBiG und HwO die Kammern, fiir jene
Menschen, bei denen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung nach §4 BBiG/§25
HwO nicht zuldsst, adaquate, an den ,Regelberufen” orientierte Ausbildungen rechtlich zu im-
plementieren.

Mit der Erarbeitung der als BIBB-Hauptausschuss-Empfehlung beschlossenen Rahmenrege-
lung, die erstmals konkrete Vorgaben zu Anschlussfahigkeit, beruflicher Handlungsfahigkeit als
Ausbildungsziel und betrieblichen Ausbildungsanteilen macht, hat das BIBB eine Entwicklung
eingeleitet, die Ausbildung nach Ausbildungsregelungen als integralen Bestandteil des ,regula-
ren“ Berufsbildungssystems zu markieren.

Durch die klare Orientierung am jeweiligen Bezugsberuf, die nun auch in den Abschlussbe-
zeichnungen zum Ausdruck kommt, und die in der Praambel verankerte Aufgabe und Verpflich-
tung, kontinuierlich die Moglichkeit des Ubergangs in eine Ausbildung gemi §4 BBiG/§25
HwO zu priifen, ist die Ausbildung in Fachpraktiker/-innen-Berufen in der allgemeinen, breitge-
facherten Berufsbildungslandschaft verankert (inkludiert).

Derzeit ist das Spektrum an Berufsbereichen der von den zustdndigen Stellen aufgrund ihrer
Regelungskompetenz erlassenen Ausbildungsregelungen begrenzt und entspricht nicht dem
breiten Spektrum an Berufen geméaf} §4 BBiG/§ 25 HwO. Es dominieren die Berufsfelder Haus-
wirtschaft, Gartenbau, Metall, Holz und Farbe.

(Nicht nur) unter Inklusionsgesichtspunkten ist dieses Spektrum zu erweitern — und damit
auch das grundgesetzlich garantierte Recht auf freie Berufswahl auch fiir behinderte Menschen
zu realisieren.

Das BIBB und der dort vom Berufsbildungsgesetz (BBiG, §95) eingerichtete Ausschuss fiir
Fragen behinderter Menschen (AFbM) verfolgen seit Beginn des gemeinsam getragenen Pro-
zesses zur Einfiihrung von bundesweiten Qualititsstandards in die Ausbildung in Fachprakti-
ker/-innen-Berufen den berufsbildungspolitischen Ansatz, mit (weiteren) berufsspezifischen
Musterregelungen Signalwirkung zu entfalten und Betriebe gleichermal3en wie Bildungseinrich-
tungen zu ermuntern, Ausbildungsangebote in fiir die Personengruppen geeigneten, arbeits-
marktorientierten Berufsbereichen zu entwickeln.

Insofern sind Initiativen der Sozialpartner wie die zur Erarbeitung einer berufsspezifischen
Musterregelung fiir den Fachpraktiker/die Fachpraktikerin fiir Industriemechanik oder zur Vor-
untersuchung fiir den Bereich ,,Buchbinderei” zu begriifsen, und auch seitens des BIBB ist diese
Spektrumserweiterung aktiv voranzutreiben. Mittel- bis langfristig kann so ein Abbau der un-
gleichgewichtigen Verteilung der Ausbildungsverhéltnisse erreicht und insbesondere jungen be-
hinderten Frauen eine berufliche Perspektive jenseits der Hauswirtschaft eroffnet werden
(VoLLMER 2013b, S.353).

Die mit der Rahmenregelung vom BIBB eingeleiteten Prozesse werden inzwischen auch von
anfanglichen Skeptikern/-innen als ordnungs- und orientierungsstiftend gesehen und in eigenen
Publikationen entsprechend prasentiert. Fachpraktiker/-innen-Ausbildungen sind zu erhalten,
um der Zielgruppe, die sonst ausschlieRlich auf niedrigschwellige Qualifikationen verwiesen
bliebe, einen qualifizierten, kammerzertifizierten Berufsabschluss auf BBiG/HwO-Grundlage zu
ermoglichen.

Wie PrISTER als Fazit seiner Datenanalyse der Entwicklung der letzten Jahre darstellt, ist fiir
junge behinderte Menschen eine Ausbildung in zweijahrigen Berufen oder Fachpraktiker/-in-
nen-Berufen , faktisch oftmals die einzige Alternative dazu, génzlich ohne Berufsausbildung zu
bleiben® (PFISTER 2014, S. 238), und ihm ist in seinem Widerspruch zu Forderungen, diese ,,wei-
testgehend zuriickzufahren“ (INITIATIVE ,,CHANCE AUSBILDUNG" 2013, S.23), zuzustimmen.
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Der vereinzelt vorgetragene Einwand, Fachpraktiker/-innen-Ausbildungen seien nicht inklusiv,
ignoriert die Realitat eines rechts- und sozialstaatlich verfassten Bildungssystems, in dem die
Zugiange nach Kriterien (wie z.B. Alter: Kindergarten, Schulpflicht; Lernbeeintrachtigung und
Soziale Benachteiligung: Qualifizierungsbausteine §67 BBiG/§420 HwO) und Zulassungsvo-
raussetzungen (wie z.B. bei weiterfithrenden Schulen, Hochschulen, Meister- und andere Fort-
bildungen) systematisiert und geregelt sind.

Vor allem jedoch verkennt eine solche Argumentation, dass der Gesetzgeber mit dem § 66
BBiG/§42m HwO ein Instrument zur Teilhabe an Bildung und Integration in Arbeit und damit
zur Verwirklichung von Chancengleichheit eroffnet hat. Statt das Qualifizierungsinstrument
Fachpraktiker/-innen-Berufe grundsatzlich in Frage zu stellen, ist eine flichendeckende Umset-
zung der BIBB-Rahmenregelung zu fordern, um deren Qualitdtsstandards Geltung zu verschaf-
fen.

Auch sind Betriebe fiir diese Ausbildungsmoglichkeit durch Informationsarbeit zu gewinnen
und damit ein Schritt zur Intensivierung betrieblicher Ausbildung behinderter Menschen zu leis-
ten. Beispielhaft hat die Landesvertretung der Handwerkskammern Niedersachsen gemeinsam
mit der Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen der Bundesagentur fiir Arbeit zum Internatio-
nalen Tag der Menschen mit Behinderungen am 3. Dezember 2012 einen Appell an Arbeitge-
ber/-innen gerichtet, Fachpraktiker/-innen zur Nachwuchsgewinnung zu nutzen, und dabei
zugleich auf die damit verbundenen Chancen lernbehinderter Jugendlicher ein Schlaglicht ge-
worfen (PRESSEMITTEILUNG 2012).

Die mittelfristig durchzufiihrende Evaluation der Rahmenregelung kann hilfreiche Erkennt-
nisse fiir die Fortentwicklung der Gestaltung und Anwendung des Strukturelements Ausbil-
dungsregelung bieten und zur Identifizierung von Schwachstellen beitragen.

5 Was kann Deutschland von anderen Landern lernen?
Fachlicher Austausch mit anderen Landern ist zweifellos auch in diesem Feld sinnvoll.

Konkrete Ansatzpunkte fiir den Transfer von in anderen Lindern belastbar erprobten und be-
wahrten Strukturen und/oder Instrumenten ins deutsche Berufsbildungssystem sind derzeit
nicht erkennbar.

Die Griinde dafiir liegen vor allem auch in den Besonderheiten der nationalen Berufsbildungs-
systeme — soweit man von solchen mit Blick auf einen Grof3teil anderer Lander tiberhaupt spre-
chen kann.

Auch ist zu berticksichtigen, wie auch der ,,Weltbericht Behinderung® der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) und der Weltbank feststellt, dass es keine einheitlichen Definitionen und
kaum vergleichbare Daten zu Héufigkeit, Verteilung und Trends bei Behinderungen gibt und
sich je nach Land die Ansétze ,fiir das Messen von Behinderung — mit Niederschlag im Ergebnis“
unterscheiden (WELTBERICHT BEHINDERUNG 2011) .

Lernen kann Deutschland von anderen, in Theorie und Praxis inklusiver Bildung bereits fort-
geschrittenen Landern beziiglich der unideologischen Offenheit, mit der dort auch problemati-
sche Aspekte thematisiert und Erfahrungen, die Grenzen und Risiken inklusiv ausgerichteter Bil-
dungsstrukturen und -institutionen sichtbar machen, diskutiert werden.

Wihrend in Deutschland Befunde (HuBer 2006 und 2009) iiber soziale Ausgrenzung (Exklu-
sion) von insbesondere lernbeeintrichtigten jungen Menschen in inklusiv ausgerichteten Bil-
dungsinstitutionen in Diskussionen und Publikationen fast vollstdndig ignoriert werden (eher
Ausnahmecharakter: AHRBECK 2014; STEIN 2011) oder mit dem Verdacht reiner ,Selbsterhal-
tungsbestrebungen® belegt werden (SonnTAG 2010, S.4), werden in Skandinavien diese Frage-
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stellungen seit Jahren untersucht (u.a. GOranssoN 2010). So haben auch SO6DERQVIST DUN-
KERS/WINBERG fiir die National Agency for Special Needs Education and Schools in Stockholm,
die im Auftrag der schwedischen Regierung Aufgaben mit Blick auf die Bildung beeintrachtigter
junger Menschen wahrnimmt, in ihren Untersuchungsergebnissen dargestellt, wie mangelnde
soziale Integration (insbesondere innerhalb der peer group) zu faktischer Exklusion fiihrt.

Auch sollte vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse geduf3erte Kritik wahrgenommen wer-
den, die feststellt, dass die Forderung nach Anpassung des Systems dessen Komplexitat simplifi-
ziert und so das Wesen der Probleme der Inklusion verfehlt. Der im Lichte dieser Erkenntnisse
und Erfahrungen gemachte Vorschlag, das Bildungssystem als ein komplexes Praxisfeld mit Wi-
derspriichen und Dilemmata wahrzunehmen (GoranssoN 2010), konnte aus der Sackgasse des
die Inklusionsdiskussion in Deutschland tendenziell pragenden ,Lagerdenkens“ (vgl. AHRBECK
2014) fithren.

In diesem Zusammenhang konnten auch Fragen beleuchtet und untersucht werden, wie in
Bildungsbereichen — zu denen die berufliche Bildung zihlt —, in denen es, anders als im Elemen-
tarbereich, auch um Benotung und Leistungserreichung geht, inklusive Settings moglich sind,
ohne dass es zur ,,Beistellsymptomatik“ kommt.

6 Schlussfolgerungen

Berufliche Bildung behinderter Menschen steht grundsétzlich vor der Herausforderung, fiir indi-
viduelle, spezifische Ausgangslagen, Bediirfnisse und Bedarfe passfahige Antworten zu finden
und zugleich allgemein anerkannte, vergleichbare Berufsabschliisse zu erméglichen (VoLLMER
2014a).

Damit dies gelingt, bedarf es eines konstruktiven Zusammenwirkens von Politik, Wissenschaft
und Praxis.

Dabei ist es Aufgabe der Politik, sowohl die Erkenntnisse der Wissenschaft als auch das Erfah-
rungswissen der Praxis in ihre Entscheidungen einzubeziehen und diese kontinuierlich in deren
Lichte zu tiberpriifen. Gleichermaf3en ist die Scientific Community aufgefordert, die Praxis und
die sich dort darstellenden Gegebenheiten, Entwicklungen und Anforderungen in ihren Arbeiten
mit ausreichender Kenntnis des Feldes zu bertiicksichtigen. Die Praxis ihrerseits bedarf der Of-
fenheit, die kontinuierliche Weiterentwicklung der Berufsbildungsstrukturen und -angebote als
Selbstverstandlichkeit zu erkennen und zu schétzen. Andernfalls wichst die Gefahr eines Ausei-
nanderdriftens von Politik, Wissenschaft und Praxis.

In der beruflichen Bildung sind die Einwirkungsmoglichkeiten des Staates im Vergleich zur
Schule begrenzter: , Selbst wenn Ausbildung und Arbeitspflicht Verfassungsrang héitten, wie in
der fritheren DDR, ergeben sich Beschaftigungsbarrieren bei umfanglichen sowie komplexen,
mehrfachen Behinderungen. Auch latente Diskriminierung, Mobbing, fehlende Akzeptanz und
Kollegialitat lassen sich nicht auf dem Erlass- und Verordnungsweg in der betrieblichen Praxis
verhindern“ (BIERMANN 2015, S.14).

Vor diesem Hintergrund ist zu reflektieren, welche Absicht und welche Auswirkungen Unter-
scheidungen zwischen sogenanntem ersten und zweiten Arbeitsmarkt und die Rede vom ,,allge-
meinen“ Arbeitsmarkt mit Blick auf behinderte Menschen haben:

Sind z.B. werkstattbeschaftigte Menschen, die auf ausgelagerten Arbeitsplatzen tétig sind,
Teil des sogenannten ersten oder des zweiten Arbeitsmarktes? Nach welchen Kriterien ordnet
man Arbeitsplédtze zu und klassifiziert sie damit? Ist eine Integration in den sogenannten ersten
Arbeitsmarkt grundsétzlich die gelungenere und damit ,inklusivere“? Wenn Integrationsfirmen
besondere Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes sind — wo stehen sie dann in einer
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gedachten oder konstruierten ,Hierarchie“ von Vorrangigkeit/, Erstrangigkeit“? Und: Welche
Beriicksichtigung findet das Selbstverstdndnis der Betroffenen, die, wie Vertreter/-innen der ge-
wahlten Werkstattrate, nachdriicklich einfordern, auch in ihrem Empfinden, als Werkstattbe-
schiftigte inkludiert zu sein, respektiert werden mochten? (VorLMER 2013b, S.356)

Das BIBB steht in besonderer Weise an der Schnittstelle zwischen Politik, Wissenschaft und
Praxis. Durch fachlichen Austausch und Kooperation ist es mit allen drei Bereichen verbunden,
tragt zum Dialog und zur Zusammenarbeit zwischen diesen als Mittler bei, berét alle drei Berei-
che und gestaltet mit seinen Partnern Prozesse der Beruflichen Bildung.

Mit dem Ausschuss fiir Fragen behinderter Menschen (AFbM) beim BIBB besteht ein Fachaus-
schuss, in dem die vom Gesetzgeber vorgegebenen Mitglieder ihre jeweilige Expertise, Erfah-
rung und ihren Blickwinkel in die Diskussions- und Entscheidungsprozesse einbringen (VOLL-
MER 2008). Der AFbM bietet dem BIBB-Hauptausschuss einen ausgezeichneten, zukiinftig noch
starker als solchen zu erkennenden und zu nutzenden Think Tank und Transmissionsriemen. In
seinen Beratungen findet fachliche Kommunikation zwischen Politik, Wissenschaft und Praxis
statt.

Diese gilt es dort wie auch andernorts — z.B. bei den regelméfligen Reha-Fachtagungen der
Hochschultage Berufliche Bildung — zu intensivieren, um den kontinuierlichen Prozess der Wei-
terentwicklung der Beruflichen Bildung behinderter Menschen gemeinsam mit allen Akteuren
voranzubringen.

Als zentrale Fragen, die eine Inklusionsdiskussion in der beruflichen Bildung anleiten sollten,
stellen sich:

» Wer sind mit Blick auf die Umsetzung von Inklusion in der Beruflichen Bildung die relevan-
ten Akteure? Wie sehen ihre Zugénge und Konzepte zu Inklusion aus? Welche Gemeinsam-
keiten und Unterschiede gibt es, und wo liegen Grundlagen fiir Zusammenarbeit in diesem
Kontext?

» Welche Erkenntnisse und welches Erfahrungswissen sind vorhanden? Wo besteht Untersu-
chungsbedarf?

» Welche Chancen und Herausforderungen bietet Inklusion als bildungspolitische Leitidee fiir
die Weiterentwicklung der Berufsbildungsstrukturen, -instrumente und -angebote?

» Wo liegen Risiken und Grenzen der Ausrichtung des Berufsbildungssystems auf Inklusion?

» Wie bringt das BIBB seinen gesetzlichen Auftrag, sein Selbstverstdndnis und seine besondere
Stellung an der Schnittstelle von Politik, Wissenschaft und Praxis im Kontext Inklusion ein?
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Abstract

Abstract

Das Wissenschaftliche Diskussionspapier gibt
Antwort auf fiinf aktuelle Fragen zur Inklusion
in der Berufsbildung: Wie ist eine inklusive
Aus- und Weiterbildung zu gestalten? Wie
ist das Personal demzufolge zu qualifizieren?
Welche Unterstiitzungsinstrumente und -struk-
turen gibt es bereits, welche weiteren sind er-
forderlich? Und last but not least: Was kann
Deutschland von anderen Landern lernen?

WDP 162

This academic research discussion paper re-
sponds to five current questions relating to in-
clusion in vocational education and training.
How should inclusive initial and continuing
training be structured? How should staff be
trained as a consequence? Which support in-
struments and structures are already in place?
Which further such instruments and structures
are required? And, last but not least, what can
Germany learn from other countries?






p i >

Bundesinstitut fur Berufsbildung
Robert-Schuman-Platz 3
53175 Bonn

Telefon (0228) 107-0
Telefax (0228) 107-2976/77

Internet: www.bibb.de
E-Mail: zentrale@bibb.de

Bundesinstitut B‘ BB
fiir Berufsbildung I >
p Forschen

p Beraten

p Zukunft gestalten




	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungen
	Tabellen
	Inklusion im Diskurs
	Vielfalt als Ressource und Chance für gemeinsames Lernen und Entwicklung
	1 Positionsbestimmung
	1.1 Rechtlicher Rahmen als Ausgangspunkt für eine inklusive Berufsbildung
	1.2 Behinderte und benachteiligte (junge) Menschen in der beruflichen Bildung
	1.3 Beseitigung von Exklusionsrisiken und Entwicklung von Inklusionsstrategien

	2 Bearbeitung der Fragestellungen
	2.1 Gestaltung einer zukunftsorientierten und modernen Aus- und Weiterbildung
	2.2 Qualifizierung des Personals
	2.3 Vorhandene Unterstützungsinstrumente und ihre Weiterentwicklung
	2.4 Erforderliche Strukturen und Rahmensetzungen
	2.5 Lernen von anderen Ländern
	2.6 Fazit


	Literatur
	Integration – Teilhabe – Inklusion: Berufliche Bildung behinderter Menschen im Spannungs­feld zwischen politischer Losung und Berufs­bildungspraxis
	1 Positionierung
	2 Konsequenzen für die Gestaltung einer zukunftsorientierten und modernen Aus- und Weiterbildung
	3 Was bedeutet das für die Qualifizierung des Personals?
	4 Welche Unterstützungsinstrumente und -﻿strukturen sind bereits vorhanden und welche weiteren sind erforderlich?
	5 Was kann Deutschland von anderen Ländern lernen?
	6 Schlussfolgerungen

	Literatur
	Abstract



